m Bundesnetzagentur

Beschlusskammer 9 , Aktenzeichen: BK9-11/8011

Beschluss

In dem Verwaltungsverfahren nach § 29 Abs.1 EnWG i.V.m. § 32 Abs.1 Nr.1,2,5
und 10 ARegV

wegen Festlegung der kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen
fiir die zweite Regulierungsperiode Gas (2013 bis 2017)

hat die Beschlusskammer 9 der Bundesnetzagentur fur Elektrizitat, Gas, Telekom-
munikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn,

durch den Vorsitzenden Helmut Fuld,
den Beisitzer Dr. Jorg Mallossek
und den Beisitzer Roland Naas,

gegenuber der bayernets GmbH, PoccistraRe 7, 80336 Miinchen, gesetzlich vertre-
ten durch die GeschaftsfUhrung

- Netzbetreiber -
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enthalt Betriebs- und Geschéftsgeheimnisse

am 09.12.2013 beschlossen:

1. Die kalenderjahrlichen Erldsobergrenzen des Netzbetreibers werden fur den
Zeitraum vom 01.01.2013 bis zum 31.12.2017 gemaR Anlage A1 Kalender-
jahrliche Erlésobergrenzen dieses Beschlusses festgelegt.

2. Der Netzbetreiber ist verpflichtet, jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres
— erstmalig zum 01.01.2013 — die Erlésobergrenze fur das jeweilige Kalender-
jahr anzupassen, sofern sich der Verbraucherpreisgesamtindex nach § 8
ARegV, dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile nach § 11 Abs.2 S.1
Nr.1 bis 4, 6 bis 11 und 13, S.3 ARegV oder volatile Kastenanteile nach § 11
Abs.5 ARegV andern.

3. Der Netzbetreiber ist verpflichtet, den Ubergang von Netzen, Netzzusammen-
schlissen und -aufspaltungen nach § 26 ARegV unverzuglich schriftlich bei
der Beschlusskammer anzuzeigen.
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enthalt Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse

GRUNDE

1. Sachverhalt

Die Beschlusskammer hat gemaR § 2'ARegv von Amts wegen ein Verfahren zur Be-
stimmung der Erlésobergrenzen nach § 4 Abs.1 und 2 ARegV eingeleitet. Die
Landesregulierungsbehorde, in deren Gebiet der Netzbetreiber seinen Sitz hat,
wurde gemaf § 55 Abs.1 S.2 EnWG Gber die Einleitung des Verfahrens informiert.

1. Ermittiung des Ausgangsniveaus

Zum Zwecke der Bestimmung der kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen des Netz-
betreibers hat die Beschlusskammer gemal § 6 Abs.1 ARegV eine Kostenprifung
zur Ermittlung des Ausgangsniveaus durchgeflihrt. Die erforderlichen Kostendaten
des Netzbetreibers wurden auf Grundlage der Festlegung vom 13.04.2011 (BKO-
11/605-1, ABI. 08/2011, S. 1438 ff.) erhoben. Die von der Beschlusskammer danach
ermittelten Gesamtkosten wurden dem Netzbetreiber (|GG
mitgeteilt. Der Netzbetreiber hat hierzu mit Schreiben |G ocmst
§ 67 Abs.1 EnWG Stellung genommen. Nach eingehender Wirdigung der Stellung-
nahme hat die Beschlusskammer dem Netzbetreiber mit Schreibe_
die aus ihrer Sicht bericksichtigungsfahigen Gesamtkosten mitgeteilt (Anla-
gen lund Il).

Aufgrund der Anderung der Rechtslage zum 01.01.2013 (§ 32 Abs. 7 GasNEV) wa-
ren die von der Beschlusskammer nach § 30 Abs. 2 Nr. 2 GasNEV i.V.m. § 29 Abs. 2
EnWG am 26.10.2011 bundeseinheitlich festgelegten Preisindizes (BK9-11/602)
nicht mehr heranzuziehen. Stattdessen sind die Indexreihen nunmehr nach § 6a
GasNEV zu bestimmen. Fur die Neuberechnung des Ausgangsniveaus war eine zu-
satzliche Abfrage der Anlagengruppen IV.1.1 bis 1V.1.3 durchzufihren. Hierfir hat
die Beschlusskammer am 10.07.2013 in einem Schreiben alle Unternehmen, die
Stahlrohrleitungen betreiben, aufgefordert, einen Erhebungsbogen auszuflllen, in
dem die historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten der genannten Anla-
gengruppen fur die einzelnen Jahresscheiben dargestellt ist. Diese Datenabfrage
bildete die Grundlage fur die Zuordnung der entsprechenden Indexreihen.
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enthalt Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse

Darlber hinaus wird der die zugelassene Eigenkapitalquote Gbersteigende Anteil des
Eigenkapitals gemaR § 32 Abs. 8 GasNEV ab dem 01.01.2013 nach § 7 Abs. 7
GasNEV verzinst (§ 7 Abs. 1 S. 5 GasNEV). Der Zinssatz bestimmt sich danach als
Mittelwert des auf die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen
Durchschnitts von drei durch die Deutsche Bundesbank veroffentlichten Umlaufsren-
diten.

2. Ermittlung dauerhaft nicht beeinflussbarer Kostenbestandteile

Flr die Ermittlung des Anteils der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile ge-
mal § 11 Abs.2 ARegV an den Gesamtkosten gemait § 6 Abs.1 ARegV waren wei-
tere Informationen notwendig, die beim Netzbetreiber abgefragt wurden. Der Netz-
betreiber wurde mit dem vorstehenden Schreiben aufgefordert, eine elektronisch be-
reitgestelite XLS-Datei (,UELRG_KB_2010.xIs") zu befillen und diese mit dazugeho-
rigen Erlauterungen der Umbuchungen zu tbermitteln. Die Ubermittlung der Uberlei-

tungsrechnung durch den Netzbetreiber erfolgte-ﬂber das Energieda-
ten-Portal der Bundesnetzagentur.

Die Uberleitungsrechnung war ausgehend von den ermittelten und konsolidierten
Kostenwerten auszuflllen. Der Netzbetreiber hatte dabei die Moglichkeit Kostenan-
teile umzubuchen. Die vorgenommenen Umbuchungen waren mit laufenden Num-
mern zu kennzeichnen und zu erldutern. Die in der Uberleitungsrechnung (ibermittel-
ten Daten wurden auf ihre Konsistenz, Plausibilitdt und Validitat Gberprift und gege-
benenfalls angepasst.

Bei Netzbetreibern im Zusammenhang mit der Uberlassung betriebsnotwendiger An-
lageguter durch Dritte (Pachtverhaltnisse) anfallende und in Verpachterbogen erfass-
te Kosten oder Kostenbestandteile wurden von der Beschlusskammer kostenarten-
scharf in die Uberleitungsrechnung des Pachters integriert, und die fir diese Auf-
wendungen in der Uberleitungsrechnung des Pachters bestimmte Kostenposition
Ziffer ,1.1.2.2. - Aufwendungen fiir Uberlassene Netzinfrastruktur' wurde auf Null ge-
setzt, sofern der Kostenpriifung fir das jeweilige Pachtverhaltnis ein separater Erhe-
bungsbogen zu Grunde gelegt wurde.

Dem Netzbetreiber wurde mit Schreiben_das Ergebnis der Priifung

mitgeteilt (Anlage IV).
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enthélt Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse

3. Ermittlung von Vergleichsparametern gemaR § 13 Abs. 3 ARegV

Um die Ermittlung von Vergleichsparametern gemal § 13 Abs.3 ARegV durchflhren
zu koénnen, war eine Strukturdatenabfrage bei allen Fernleitungsnetzbetreibern vor-
zunehmen. Die erforderlichen Strukturdaten der Netzbetreiber wurden von der Bun-
desnetzagentur auf Grundlage der Festlegung vom 12.07.2011 (BK9-11/604, ABI.
15/2011, S.2694 ff.) erhoben. Die Ubermittiung der Strukturdaten hatte bis zum
01.09.2011 Gber das Energiedatenportal der Bundesnetzagentur zu erfolgen.

Die Bundesnetzagentur hat die vom Netzbetreiber Ubermittelten Daten einer Konsis-
tenz- und Plausibilitatskontrolle unterzogen. Der Netzbetreiber wurde im Falle beo-
bachteter Inkonsistenzen oder unplausibler Datenubermittiungen aufgefordert, diese
zu erlautern und, sofern eine Adjustierung der Daten erforderlich war, die korrigierten
Daten erneut unter Verwendung des Web-Formulars im Energiedaten-Portal der
Bundesnetzagentur zu Ubermitteln.

Mit Schreiben _wurde dem Netzbetreiber eine erste Datenquittung
zur Ermittlung der Parameter zur Bestimmung der Versorgungsaufgabe und Ge-
bietseigenschaften gemal § 13 Abs. 3 ARegV Ubersandt. Die Bundesnetzagentur
hat dabei die auf Konsistenz und Plausibilitat gepriften Daten des Netzbetreibers
ubermittelt. Dem Netzbetreiber wurde Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.
Nach Wirdigung der eingegangenen Stellungnahme hat die Bundesnetzagentur dem
Netzbetreiber mit Schreiben _eine zweite Datenquittung ubersandt.
Diese enthielt ermittelte Werte zur Anzahl der Ein- und Ausspeisepunkte als Ge-
samtaggregat fur den FNB, zur Anzahl der redundanten Punkte als Gesamtaggregat
fur den FNB, zur Netzhochstlast als Summe der Werte der Teilnetze, zum Trans-
portmoment als Summe der Werte der Teilnetze, zum Rohr(leitungs)volumen als
Gesamtaggregat fur den FNB, zur Rohrleitungs(mantel)flache als Gesamtaggregat
flr den FNB, zur Polygonflache als Summe der Werte der Teilnetze, zur mengenge-
wichteten mittleren Druckdifferenz als mengengewichteter Mittelwerte der Werte der
Teilnetze, zum mengengewichteten mittleres Druckniveau als mengengewichteter
Mittelwert der Werte der Teilnetze sowie die zur mittleren Transportentfernung als
mengengewichteter Mittelwert der Werte der Teilnetze. Auch zu dieser zweiten Da-

tenquittung wurde dem Netzbetreiber Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.
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enthélt Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse

Bei den Schreiben zur Datenquittung wurde jeweils darauf hingewiesen, dass die
Bundesnetzagentur im Falle einer unterbleibenden AuRerung die in den Datenquit-
tungen enthaltenen Strukturdaten der Ermittlung der Parameter zur Bestimmung der
Effizienzwerte zu Grunde legen wird.

Mit Schreiben_wurde dem Netzbetreiber eine Datenquittung 2.1.

tbersandt, die mit Schreiben || Bl (A<tvalisierung Datenquittung 2.1)
nochmals aktualisiert wurde, die dann alle im Nachgang zur zweiten Datenquittung
angemeldeten Anderungen enthielt. Auch hierzu erhielt der Netzbetreiber Gelegen-
heit zur Stellungnahme.

4, Effizienzvergleichsmodell und Ausgestaltung der Methoden geméaR An-
lage 3 ARegV

Am 05.07.2012 fand in den Raumlichkeiten der Bundesnetzagentur eine Informati-
onsveranstaltung fir die betroffenen Wirtschaftskreise und Verbraucher zur Auswahl
der Vergleichsparameter nach § 13 Abs.3 S.10 ARegV und der Ausgestaltung der
Methoden nach § 12 Abs.1 S.2 ARegV statt. Den betroffenen Wirtschaftskreisen und
Verbrauchern wurde die Moglichkeit zur Stellungnahme bis zum 02.08.2012 einge-
raumt. Bei der Bundesnetzagentur sind daraufhin vier Stellungnahmen eingegangen.
Am 28.09.2012 fand dariber hinaus in den Raumlichkeiten der Bundesnetzagentur
eine Konsultation der betroffenen Wirtschaftskreise und Verbraucher zur Auswahl
der Vergleichsparameter nach § 13 Abs.3 S.10 ARegV und der Ausgestaltung der
Methoden nach § 12 Abs.1 S.2 ARegV statt. Den betroffenen Wirtschaftskreisen und
Verbrauchern wurde die Moglichkeit zur Stellungnahme bis zum 19.10.2012 einge-

raumt. Bei der Bundesnetzagentur sind daraufhin 11 Stellungnahmen eingegangen.

Im Hinblick auf die Heterogenitdt der Stichprobe wird vorgetragen, nicht absolute
Kosten, sondern relative Kosten/Strukturparameter-Kennzahlen seien zur Beurtei-
lung des Heterogenitatsgrades heranzuziehen. Vereinzelt wird angemerkt, die Netze
unterschieden sich quantitativ erheblich in den von der Behdrde vorgestellten Ver-
gleichsparametern, insbesondere bei der Netzlange und den Netzanschlusspunkten.
Die zu vergleichenden Unternehmen hatten unterschiedliche Versorgungsaufgaben.
Ehemals regionale Fernleitungsnetzbetreiber und ehemals Uberregionale Fernlei-
tungsnetzbetreiber hatten funktionell unterschiedliche Ausrichtungen.
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enthalt Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse

Zur ingenieurwissenschaftlichen Kostentreiberanalyse wird von einem Unter-
nehmen Stellung genommen. Die Eignung der Modellnetztypen zur Beschreibung
der sehr unterschiedlichen Transport- und Versorgungsaufgaben der Netzbetreiber
kénne nicht beurteilt werden, da bislang verbale Erlduterungen bzw. grafische Dar-
stellungen fehlten. Die Parametervariation ,zusatzliche Lastverteilung auf ASP“ sei
ebenso unklar wie auch die Generierung der Datensatze fir die Modellnetzanalyse.
Eine Versorgung ohne Verdichtereinsatz zu modellieren sei methodisch fraglich. Die
Beschreibung der Vorgehensweise bei der Substitution von Verdichter- und Lei-
tungskosten zeige nicht die Sensitivitat der beiden verwendeten Variablen ,Verdich-
terleistung” und ,mengengewichtete Druckdifferenz”’. Sofern freie Substituierbarkeit
von Rohrleitungsvolumen und Verdichterleistung unterstelit wirde, bertcksichtige
dies nicht, dass altere Netze aufgrund des friher technisch bedingten niedrigeren
Rohrvolumens systematisch verstarkt Verdichterleistung einsetzen.

Die Datenbasis betreffend wird vielfach kritisiert, dass die Analysen auf Basis der
(ungepriiften) Datenquittung 2.0 erfolgt sind. Eine Uberpriifung der Datenqualitét ins-
besondere der in Anlage F2 der BNetzA-Datenerhebung abgefragen Daten sei zwin-
gend erforderlich.

Im Hinblick auf die Auswahl der Vergleichsparameter wird vielfach gefordert, die
Ergebnisse der Modellnetzanalyse uber kostentreibende Parameter zwingend hin-
sichtlich ihrer Eignung in einem Effizienzvergleich unter Anwendung der DEA-
Methode auf Basis der tatsachlichen Unternehmensdaten zu prifen. Allerdings sei
eine Korrelationsanalyse aufgrund der kleinen StichprobengréoRe nur begrenzt be-
lastbar. In der Konsultation seien zudem Unstimmigkeiten im Hinblick auf das Druck-
niveau bzw. den Kehrwert des Druckniveaus offenkundig geworden. Femner sei eine
Vorabprifung erforderlich, ob nicht einzelne Unternehmen einen maRgeblichen (rela-
tiven) Vorsprung in einer Dimension haben und somit fir andere Unternehmen einen
zu strengen Vergleichsmalstab setzen. Um die Eignung von Parametern, insbeson-
dere der ,konstruierten Indikatoren® Transportmoment und Transportmomentflache
zu uberprifen, seien Peer- und Verfolgeranalysen und eine Analyse der Output-
Gewichte erforderlich. Vereinzelt wird kritisiert, dass der Vermaschungsgrad und
damit die Flachenversorgungsaufgabe durch die Auswahl der Vergleichsparameter
ausgeblendet wird. Zudem werde der Versorgungssicherheit durch die Parameter-
auswahl nicht hinreichend Rechnung getragen. Die strukturelle Vergleichbarkeit der
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enthalt Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse

Unternehmen (§ 13 Abs. 3 S. 8 ARegV) sei durch die bislang ausgewahlten Ver-

gleichsparameter nicht gegeben.

Zur Ausgestaltung des mdglichen Vergleichsparameters , Transportmoment® sind
zahlreiche Einzelanmerkungen abgegeben worden. Es wird darauf hingewiesen,
dass Lastflisse an marktgebietsinternen Ein- und Ausspeisepunkten sachgerecht
zugeordnet werden muissen. Eine Bruchteilskorrektur der einbezogenen Gasfliisse
sei geboten, um Verzerrungen durch temporar Uberproportionale Nutzungen auszu-
schlieen. Die volumetrische Betrachtung reiche nicht aus, der Energiegehalt des
Gases als exogener Faktor sei zu berlcksichtigen wie auch die Benutzungsstruktur
bzw. der Lastfaktor, also die Versorgungsaufgabe hinsichtlich ihres zeitlichen Ver-
laufs. Auslegungsrelevant konnten auch allein ,Frei Zuordenbare Kapazitaten“ sein,
alle allein hierauf zurltickzufihrenden Investitionen oder Lastflusszusagen wirden
durch die ,Last" nicht erklart. Ein stabileres und sachgerechteres Transportmoment
sei durch die Berechnung der Summentransportmomente auf Basis von Stundenda-
ten [m3/h] Gber ein gesamtes Jahr von allen Einspeisepunkten und Ausspeisepunk-
ten erreichbar. Ein Vergleichsparameter ,Wurzeltransportmomentflaiche" benachteili-
ge eng vermaschte Leitungsnetze, da unterstellt werde, dass bei einer Variation der
Stundenlast und einer Variation der Transportentfernung ahnliche Kostenverande-
rungen resultieren. Von einem Fernleitungsnetzbetreiber wird vorgetragen, dass die
Berechnungsmethodik noch nicht volistandig nachvollziehbar sei. Von einem ande-
ren Fernleitungsnetzbetreiber wurde kritisiert, dass bei der Berechnung des Trans-
portmoments die Kapazitat der weiterfihrenden Leitung, die Druckstufen, die Not-
wendigkeit einer komplexeren Netzsteuerung aufgrund des starken Verma-
schungsgrades sowie tatsachliche Leitungswegstrecken nicht berlcksichtigt werden.
Zudem beglnstige die Minimierungsfunktion Netze mit niedrigem Verma-
schungsgrad. Auch werde die Qualitat der zur Verfuigung gestellten Kapazitat nicht
berticksichtigt, sofern das Transportmoment auf Basis maximaler Stundenflisse er-
mittelt wird.

Einem maglichen Vergleichsparameter ,,konvexe Polygonflache* wird von mehre-
ren Femnleitungsnetzbetreibern die Sachgerechtigkeit bestéatigt, allerdings von einzel-
nen Fernleitungsnetzbetreibern auch kritisch angemerkt, dass eine konkave Flache
die Versorgung mit Gas in der Flache besser abbildet als eine konvexe Polygonfla-
che. Die konvexe Polygonflache berlicksichtigt den Vermaschungsgrad nicht.
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Im Hinblick auf die Dimension ,,Granularitdat der Versorgungsaufgabe® wird ver-
einzelt angemerkt, hierflir auf die korrigierte Anzahl der NAP/NKP abzustellen sei
grundsatzlich ein gangbarer Ansatz, da historisch gewachsene Fernleitungsnetz-
betreiber auch regionale Versorgungsaufgaben ibernehmen. Ein anderer Fernlei-
tungsnetzbetreiber trégt vor, diese Dimension bilde eine gaswirtschaftliche Leistung
ab, die nicht primare Aufgabe eines Fernleitungsnetzbetreibers sei; die Transport-
aufgabe stehe im Vordergrund. Es wird zudem von einem Fernleitungsnetzbetreiber
kritisch angemerkt, dass nur ein Parameter zur Abbildung der Granularitat zur Verfi-
gung stehe. Zudem werde die kostentreibende Wirkung der NAP/NKP Wirkung allein
qualitativ hergeleitet; auf Basis realer Kostendaten sei dieser Zusammenhang (Korre-
lation) nicht ersichtlich. Es sei zumindest zwingend eine Gewichtung, z.B. mit dem
maximalen Gasfluss, erforderlich. Ein anderer Fernleitungsnetzbetreiber tragt vor, die
Flache des Korridors um die Leitungen kénne die Granularitat besser abbilden. Dem
Versorgungssicherheitsaspekt sei besser durch die Gesamtanzahl der technischen
Ein- und Ausspéisepunkte Rechnung zu tragen. Des Weiteren wird angemerkt, der
Vermaschungsgrad konne bspw. durch einen normierten Vergleichsparameters
NAP/NKP pro Leitungskilometer* oder eine hohere Gewichtung der NAP/NKP be-
rucksichtigt werden.

Auch zur mdglichen Einbeziehung eines ,,Druckparameters® wird vielfach gefordert,
dass die konkrete Berechnung und Skalierung des angestrebten Modellparameters
transparent zu machen sei. Es sei unklar, wie mit negativen Druckdifferenzen umge-
gangen werde. Die Einbeziehung eines Druckparameters wird grundsatzlich begriift,
da die Verdichterleistung ein wesentlicher Aspekt der Transport- und Versorgungs-
aufgabe eines Netzbetreibers sei. Kritisiert wird von einem Fernleitungsnetzbetreiber,
dass betriebsbedingte Druckreduktionen (Erzeugung von Druckgefélle) in realen
Netzen den von consentec im Rahmen der Modellnetzanalysen aufgestellten Hypo-
these (niedriger Druckgradient korrespondiert mit hohen Kosten, hoher Druckgra-
dient korrespondiert mit niedrigen Kosten) widersprechen. Es wird zudem vielfach
auf das Erfordernis einer Entfernungsgewichtung hingewiesen, ungewichtet sei der
Druckparameter gro3enunabhangig. Ein Fernleitungsnetzbetreiber tragt vor, in einem
Druckbereich von 60 bis 80 bar sei die Beschaftigung des Verdichters (in Stunden
pro Jahr) entscheidend dar(ber, ob ein Leitungssystem ohne Verdichter oder eines
mit Verdichtern glnstiger sei. Der Druckparameter habe daher nicht fiir alle Modell-
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typen dieselbe Aussagekraft. Von einem Femleitungsnetzbetreiber wird daher die
Aufnahme eines vierten Parameters angeregt, obwoﬁl dies Uber die nach den Regeln
der wissenschaftlichen Praxis zugelassene Anzahl dreier Parameter hinausgehe.
AuRerdem wird von einem Fernleitungsnetzbetreiber vorgetragen, dass die Druckdif-
ferenz kein Indikator fir die Kosteneffizienz, sondern ein Charakteristikum jener
Fernleitungsnetzbetreiber sei, die insbesondere nachgelagerte Verteilernetze auf-
speisen, bei denen hohe Druckgradienten somit eher Indiz einer effizienten Ausnut-
zung des Leitungsnetzes seien.

Zur Ausgestaltung der in Anlage 3 ARegV aufgefiihrten Methoden wird von den
Fernleitungsnetzbetreibern insbesondere hinsichtlich der Belastbarkeit des Effizienz-
vergleichsmodells und der Transparenz der Effizienzvergleichsergebnisse Stellung
genommen.

An das Effizienzvergleichsmodell seien erhdhte Anforderungen zu stellen, da die
SFA nicht einsetzbar sei. Nur bei hinreichender Belastbarkeit sei der durch die Fest-
legung der Erlésobergrenze erfolgende Grundrechtseingriff auch verfassungsgeman.

Ein Fernleitungsnetzbetreiber tragt vor, dass die Ergebnisse des ersten Effizienzver-
gleichs nunmehr lediglich Uberpruft wirden, da der Abbau der im ersten Effizienzver-
gleich ermittelten Ineffizienzen gemal § 16 Abs. 1 Satz 2 ARegV nach zwei Regulie-
rungsperioden abgeschlossen sein musse. Gesunkene Durchschnittseffizienzen oder
grolere Streuungen deuteten daher auf methodische Schwachen des Effizienzver-
gleichs hin, nicht aber auf tatsachlich gesunkene Effizienz. Ein anderer Fernleitungs-
netzbetreiber weist auf die Variation der Effizienzergebnisse bei den Verteilernetz-
betreibern hin und schliefl3t déraus, dass die Anwendung nur einer Methode und die

Einbeziehung deutlich weniger Vergleichsunternehmen noch unsichere Ergebnisse
liefern misse.

Alle Fernleitungsnetzbetreiber tragen vor, dass eine hohe Spreizung der Effizienzer-
gebnisse auf eine unzureichende Modellspezifikation hindeutet. Angeregt wird, eine
vergleichende Analyse der Effizienzwerte der alten Vergleichsgruppe mit denen der
neuen Vergleichsgruppe flr das Modell ,Transportmoment, Polygonflache, Anzahl
Netzkopplungspunkte® durchzufihren. Vor dem Hintergrund der Kontinuitat und
Nachhaltigkeit des Regulierungssystems seien deutliche Verschlechterungen des
Effizienzwertes gegenuber denen des ersten Effizienzvergleichs nicht hinnehmbar.
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Die Eignung des gesamten Verfahrens zur Ermittlung von Kostenineffizienzen sowie
die in § 21 a EnWG geforderte Erreich- oder Ubertreffbarkeit wiirde in Frage gestellt.
Die im Vergleich zur ersten Regulierungsperiode gesunkene Durchschnittseffizienz
und insbesondere die stark gesunkenen minimalen Effizienzwerte erschienen ange-
sichts des nur dreijahrigen zeitlichen Abstands zwischen den beiden Vergleichen
nicht plausibel.

Die hohe Sensibilitit der DEA Methode bei kleinen Stichproben mache es zudem
erforderlich, alle Modellkandidaten sorgfaltig auf ihre Sachlogik, die Belastbarkeit der
Ergebnisse sowie auf ihre Fehlerfreiheit zu Uberprifen. Da das bei den ehemaligen
regionalen Fernleitungsnetzbetreibern verwendete Modell von den Gutachtern als
nicht geeignet eingestuft wird, werde offenbar, dass es nicht gelingt, die Unterschie-
de zwischen den Versorgungsaufgaben der ehemaligen regionalen Fernleitungs-
netzbetreibern und den Uberregionalen Fernleitungsnetzbetreibern in einem Effi-
zienzvergleich sachgerecht zu erfassen. Eine Bestabrechnung fir zwei verschiedene
Modelle ist aus Sicht aller Fernleitungsnetzbetreiber ein angemessener Weg, um die
Heterogenitat der einbezogenen Unternehmen sowie die methodisch begrenzte An-
zahl der Vergleichsparameter zu beriicksichtigen.

Von allen Fernleitungsnetzbetreibern wird gefordert, dass der Gutachter offenlegt,
wie viele Unternehmen in den jeweiligen Modellen 100% effizient sind und ob die
durchschnittlichen Effizienzen inklusive oder exklusive der 100%-Effizienzwerte der
Ausreiler gebildet wurden.

5. Anhorung des Effizienzvergleichsmodells und der beabsichtigen Festle-
gung der kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen

Die Beschlusskammer hat dem Netzbetreiber unter anderem mit Schreiben vom
18.12.201_2 Gelegenheit gemanR § 67 Abs. 1 EnWG gegeben, sich zu der beabsichti-
gen Entscheidung der Beschlusskammer zu aulbern.

Der Netzbetreiber hat| - 25 Anhorungsschreiben
der Beschlusskammer _zum Effizienzvergleich Stel-

lung genommen.
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6. Aktualisierung der Bildung von Teilnetzen

Im Zuge der Anhérungen der Gasfernleitungsnetzbetreiber stellte sich heraus, dass
die Berechnung von Polygonflachen und Transportmomenten im Rahmen des Effi-
zienzvergleichs zur besonderen Berticksichtigung der Verbindung von NKP/NAP zu
Teilnetzen fehlerbehaftet war und insofern nicht den in Anlage A.KTA beschriebe-
nen Grundsatzen entsprach, so dass eine Neuermittiung der Teilnetzflachen erfor-
derlich war (Anlage Aktualisierung der Bildung von Teilnetzen und Transport-
momentberechnung).

Nach der Neuermittlung der Teilnetzflachen wurden unter Beibehaltung der Methodik
die Effizienzwerte der Fernleitungsnetzbetreiber neu bestimmt.

7. Bestimmung der Zu- und Abschldge gemaR §§ 5 Abs. 4, 34 Abs. 2 ARegV

Gemal der Festlegung der Erlésobergrenzen der ersten Regulierungsperiode hatte
der Netzbetreiber jahrlich zum 01. Januar die Anpassungen der Erlosobergrenzen
nach § 4 Abs. 3 ARegV sowie die den Anpassungen zugrunde liegenden Anderun-
gen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 4 Abs. 3 S. 1 ARegV
mitzuteilen. Ferner hatte er jeweils zum 30. Juni des darauf folgenden Kalenderjah-
res die zur Fuhrung des Regulierungskontos nach § 5 ARegV notwendigen Daten
mitzuteilen. Die Beschlusskammer hat auf dieser Basis die gemeldeten Anpassun-

gen nach § 4 Abs. 3 ARegV Uberpruft und offene Fragen mit dem Netzbetreiber ge-
klart.

8. Anhorung

Die Beschlusskammer hat dem Netzbetreiber mit Schreiben vom 18.10.2013 Gele-
genheit gemal § 67 Abs. 1 EnWG gegeben, sich zu der beabsichtigen Entscheidung
der Beschlusskammer zu auflern. Dem Anhorungsschreiben war eine CD mit den
aktualisierten Strukturparameter beigefligt, die insbesondere die Aktualisierung der
Bildung von Teilnetzen abbilden und die dem Effizienzvergleich zu Grunde gelegt
worden sind. In dem Schreiben fiihrt die Beschlusskammer aus, dass in der Vergan-
genheit bereits Teilaspekte der geplanten Festlegung (z.B. die Ermittlung des Aus-
gangsniveaus nach § 6 Abs. 1 ARegV) angehort worden seien. Bislang nicht ange-
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horte Aspekte waren insbesondere die Anderungen des Ausgangsniveaus gemaf §
6 Abs. 1 ARegV aufgrund der Anderung der GasNEV durch Verordnung vom
14.08.2013 und die Bestimmung des Zu- und Abschldge gemall §§ 5 Abs. 4, 34
Abs. 2 ARegV.

Der Netzbetreiber hat unter anderem mit Schreiben

nommen. Hierin fuhrt er aus, dass

Hinsichtlich der Einzelheiten des Verfahrens wird auf die Verfahrensakte verwiesen.

1. Rechtliche Wiirdigung
1. Zustandigkeit

Die Bundesnetzagentur ist gemal § 54 Abs.1 EnWG die zustandige Regulierungs-
behorde. Die Zustandigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus § 59 Abs.1 S.1
EnWG.

2. Ermittlung der kalenderjahrlichen Erlédsobergrenzen nach § 4 ARegV

Die Festlegung der Erldsobergrenzen des Netzbetreibers fur die zweite Regulie-
rungsperiode Gas erfolgt auf Grundlage des § 29 Abs.1 i.V.m. § 32 Abs.1 Nr.1 und
§ 4 Abs.1 und 2 ARegV.

Die Regulierungsbehorde bestimmt die Obergrenzen der zuldssigen Gesamterldse
eines Netzbetreibers aus den Netzentgelten (Erlésobergrenze) gemal § 4 Abs.1
ARegV nach Mallgabe der §§ 5 bis 16 und 22 ARegV. Die Bestimmung der kalen-
derjahrlichen Erlésobergrenzen erfolgt durch Festlegung nach
§ 32 Abs.1 Nr.1 ARegV i.V.m. § 29 Abs.1 EnWG.

Gemal § 1 Abs.1 ARegV werden die Entgelte fir den Zugang zu Energieversor-
gungsnetzen ab dem 01.01.2009 im Wege der Anreizregulierung bestimmt. Die zwei-
te Regulierungsperiode der Anreizregulierung dauert finf Jahre (§ 3 Abs.2 ARegV).
Die Beschlusskammer bestimmt die Erlosobergrenze flr jedes Kalenderjahr der ge-
samten Regulierungsperiode (§ 4 Abs.2 S.1 ARegV). Die kalenderjahrlichen Erlos-
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obergrenzen des Netzbetreibers in der zweiten Regulierungsperiode Gas (2013 bis
2017) ergeben sich aus Anlage A1 Kalenderjahrliche Erlésobergrenzen, Zellen
E112 bis 112.

Die Bestimmung der kalenderjahrlichen Erldsobergrenzen des Netzbetreibers erfolgt
in der zweiten Regulierungsperiode gemafl § 7 ARegV in Anwendung der in Anlage
1 zu § 7 ARegV enthaltenen Regulierungsformel

EOt = KA dnb. t + (KA vns0 +(1—VI)'KAb.O)'[%:t-PFl)-EFt+Ql+(VK t—VKo)+ St
0

Zur Bestimmung der Eriésobergrenzen ist in einem ersten Schritt das Ausgangsni-
veau gemal § 6 Abs.1 ARegV zu bestimmen. Daraufhin sind die dauerhaft nicht be-
einflussbaren Kostenanteile (Kgny), die voribergehend nicht beeinflussbaren
(KA vnbo) und die beeinflussbaren Kosten (KA,) zu ermitteln. Zur Gewahrleistung
des gleichmafigen Abbaus der beeinflussbaren Kosten ist sodann der Verteilungs-
faktor (V1) geman § 16 Abs.1 ARegV zu bestimmen. Im Anschluss sind die weiteren
Bestandteile der Formel zu ermitteln, also der Wert fur die um den sektoralen Pro-
duktivitatsfortschritt (PF ;) bereinigten allgemeinen Geldwertentwicklung (VPI/ VPl )
nach §§ 8 und 9 ARegV, der Erweiterungsfaktor (EF {) nach § 10 ARegV, gdf. das
Qualitatselement (Q:) nach § 18 ff. ARegV sowie der Saldo des Regulierungskontos
(S¢) nach § 5 Abs.4 ARegV.

Eine Darstellung der in der Regulierungsformel verwendeten Werte und der fir die
zweite Regulierungsperiode ermittelten kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen des
Netzbetreibers findet sich in Anlage A1 Kalenderjéahrliche Erlésobergrenzen.

21. Bestimmung des Ausgangsniveaus zur Ermittlung der ka-
lenderjédhrlichen Erlésobergrenzen nach § 6 ARegV

Die Bestimmung des Ausgangsniveaus zur Ermittlung der Erldsobergrenze erfolgt
auf Grundlage des § 6 ARegV. Fur die zweite Regulierungsperiode ist gemal § 6
Abs.1 ARegV eine Kostenprufung nach den Vorschriften des Teils 2 Abschnitt 1
GasNEV durchzufiihren.

Die Kostenprufung erfolgt nach § 6 Abs. 1 S. 3 ARegV im vorletzten Kalenderjahr vor
Beginn der Regulierungsperiode auf der Grundlage der Daten des letzten abge-
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schlossenen Geschaftsjahres. Dabei gilt gemall § 6 Abs. 1 S. 4 ARegV das Kalen-
derjahr, in dem das der Kostenprifung zugrunde liegende Geschaftsjahr endet, als
Basisjahr im Sinne der Verordnung. Demnach erfolgt die Kostenprufung auf der
Grundlage der Kostendaten des Basisjahres 2010.

Das von der Beschlusskammer ermittelte Ausgangsniveau des Basisjahres 2010 er-
gibt sich aus Anlagen | und Il

2.2 Ermittlung der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenan-
teile nach § 11 Abs.2 ARegV

Von dem gemal § 6 Abs.1 ARegV ermittelten Ausgangsniveau ist die Héhe der nach
§ 11 Abs.2 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile im Basisjahr der
jeweiligen Regulierungsperiode (KA ¢nb0) zu bestimmen (Anlage A1 Kalenderjdhrli-
che Eriosobergrenzen, Zelle B66).

Auf Grundlage der Uberleitungsrechnung wurde der in den gemaR § 14 Abs.1 Nr.2
ARegV ermittelten Gesamtkosten enthaltene Anteil der dauerhaft nicht beeinflussba-
ren Kostenanteile gemal § 11 Abs.2 ARegV ermittelt. Es wurden dabei die nachfol-
gend aufgefiihrten Kostenanteile berticksichtigt.

2.2.1. Konzessionsabgaben (S.1 Nr.2)

Konzessionsabgaben sind gemal § 11 Abs.2 S.1 Nr.2 ARegV dauerhaft nicht beein-
flussbare Kostenanteile. Konzessionsabgaben sind Entgelte, die Energieversor-
gungsunternehmen fur die Einraumung des Rechts zur Benutzung offentlicher Ver-
kehrswege fir die Verlegung und den Betrieb von Leitungen, die der unmittelbaren
Versorgung von Letztverbrauchern im Gemeindegebiet mit Energie dienen, entrich-
ten (§ 48 Abs. 1 EnWG). Neben den entstehenden Kosten sind auch die erzielten
Erlése zu bertcksichtigen (BR-Drs. 417/07, S.51). Grund dafur ist, dass die Kosten
fur Konzessionsabgaben den Netznutzern in gleicher Hohe in Rechnung gestellt
werden. Folglich handelt es sich bei der Konzessionsabgabe um einen durchlaufen-
den Posten. Den beantragten Kosten missen Ertrage in gleicher Hohe entgegenste-
hen.
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2.2.2 Betriebssteuern (S.1 Nr.3)

Betriebssteuern im Sinne des § 11 Abs.2 S.1 Nr.3 ARegV sind alle Steuern, die in
der Steuerbilanz abzugsfahige Betriebsausgaben sind (BR-Drs. 417/07, S.51). Steu-
ern sind geman § 3 Abs. 1 AO Geldleistungen, die nicht eine Gegenleistung fur eine
besondere Leistung darstellen und von einem offentlich-rechtlichen Gemeinwesen
zur Erzielung von Einnahmen allen auferlegt werden, bei denen der Tatbestand zu-
trifft, an den das Gesetz die Leistungspflicht knupft. Dementsprechend unterfallen
etwa Grundsteuern, die Kfz-Steuer oder Energiesteuern der Regelung des § 11
Abs.2 S.1 Nr.3 ARegV. Die kalkulatorische Gewerbesteuer gemalt § 8 GasNEV stellt
keine Betriebssteuer nach § 11 Abs.2 S.1 Nr.3 ARegV dar (siehe BGH, Beschl. v.
09.07.2013, EnVR 37/11).

2.2.3. Kosten fiir die Inanspruchnahme der vorgelagerten Netz-
ebene (S.1 Nr.4)

Die Kosten aus erforderlicher Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen sind ge-
mal § 11 Abs.2 S.1 Nr.4 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile. Diese
Kosten umfassen die aus vorgelagerten Netzebenen auf nachgelagerte Netzebenen
Uberwalzten Kostenanteile (vorgelagerte Netzkosten).

Der Netzbetreiber ist marktgebietsaufspannender Netzbetreiber, ihm entstehen somit
grundsatzlich keine vorgelagerten Netzkosten. In die Kostenposition ,erforderliche

Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen"
Kosten aus der Kos-

tenwalzung Biogas aufgenommen.

2.2.4. Genehmigte InvestitionsmafBnahmen (S.1 Nr.6)

Kosten aus genehmigten Investitionsmalnahmen sind gemal § 11 Abs.2 S.1 Nr.6
ARegV dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile.
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2.2.5. Kostenwiélzung Biogas (S.1 Nr.8a)

Die durch die Einspeisung von Biogas verursachten Kosten werden gemal} § 20b
GasNEYV auf alle Netze innerhalb des Marktgebietes umgelegt. Der damit verbunde-
ne Walzungsmechanismus ist durch die Vertragspartner in § 7 und den dazugehori-
gen Anlagen 6 und 7 der KoV vom 30.06.2011 vertraglich festgelegt worden. Eine
detailliete  Beschreibung des  Walzungsprozesses erfolgt in  dem
BDEW/VKU/GEODE-Leitfaden ,Kostenwalzung Biogas“. Demnach finden auf die
Kosten der Biogaswalzung alle Regelungen fiir vorgelagerte Netzkosten und somit
§ 11 Abs.2 S.1 Nr.4 ARegV analog Anwendung.

2.2.6. Kosten aus betrieblichen und tarifvertraglichen Vereinba-
rungen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen, soweit diese in der Zeit
vor dem 31.12.2008 abgeschlossen worden sind (S. 1 Nr. 9)

Kosten aus betrieblichen und tarifvertraglichen Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und
Versorgungsleistungen, soweit diese in der Zeit vor dem 31. Dezember 2008 abge-
schlossen worden sind, sind gemaR § 11 Abs.2 S.1 Nr.9 ARegV dauerhaft nicht be-
einflussbare Kostenanteile. Damit sind lediglich kollektivarbeitsrechtliche Vereinba-
rungen von der Regelung des § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 9 ARegV umfasst; einseitig ge-
wahrte Leistungen oder Kosten aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen konnen nicht
als dauerhaft nicht beeinflussbare Kosten qualifiziert werden.

Nicht als dauerhaft nicht beeinflussbare sind solche Kosten anzusehen, die nicht
durch Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen sondern durch elementare Lohnbe-
standteile begrindet werden.

Des Weiteren geht die Beschlusskammer davon aus, dass von dieser Regelung nur
jene Mitarbeiter erfasst werden, die auf Grundlage eines Arbeitsvertrages direkt bei
dem Netzbetreiber tatig sind.

Da die Uberleitung von Arbeitnehmern auf den rechtlich selbstandigen Netzbetreiber
zum 31.12.2008 aus den verschiedensten Grinden noch nicht vollstandig abge-
schlossen war, wurde fiir die erste Regulierungsperiode eine Ubergangsregelung
akzeptiert. Es war danach zulassig, die Kosten flr betrieblich und tarifvertraglich ge-
regelte Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen von Mitarbeitern als dauerhaft nicht
beeinflussbare Kostenanteile auszuweisen, die noch nicht unmittelbar beim Netz-
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betreiber beschaftigt waren, deren Tatigkeit aber ausschlieBlich fir den jeweiligen
Netzbetreiber erfolgte und deren endgiiltige Uberleitung in ein arbeitsvertragliches
Beschéftigungsverhaltnis beim Netzbetreiber angestrebt war. Wollte der Netzbetrei-
ber von dieser Ubergangsregelung Gebrauch machen, so hatte er nachvollziehbar
darzulegen und zu quantifizieren, welche Mitarbeiter ausschlieflich fir das Netz tatig
waren und bis zum Abschluss der ersten Regulierungsperiode auf den Netzbetreiber
im oben genannten Sinne Ubergeleitet werden soliten.

Mit Beginn der zweiten Regulierungsperiode werden daher nur noch die Lohnzusatz-
und Versorgungsleistungen derjenigen Mitarbeiter als dauerhaft nicht beeinflussbare
Kostenanteile nach § 11 Abs.2 S.1 Nr.9 bis 11 ARegV berucksichtigt, die unmittelbar
beim Netzbetreiber tatig sind.

2.2.7. Kosten der im gesetzlichen Rahmen ausgelibten Betriebs-
und Personalratstatigkeit (S. 1 Nr. 10)

Kosten fir die im gesetzlichen Rahmen ausgelbte Betriebs- und Personalratstatig-
keit sind gemanR § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 10 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbar. Kos-
ten, die nicht typischerweise fur Betriebs- oder Personalratstatigkeiten anfallen, sind
somit nicht von der Regelung umfasst.

2.2.8. Kosten der Berufsausbildung und Weiterbildung im Unter-
nehmen und von Betriebskindertagesstitten fiir Kinder der im Netzbetreich
beschiftigten Betriebsangehorigen (S. 1 Nr. 11)

Kosten der Berufsausbildung und Weiterbildung im Unternehmen und von Betriebs-
kindertagesstatten fur Kinder der im Netzbereich beschaftigten Betriebsangehdrigen
sind gemaR § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 11 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbar. Kosten, die
nicht typischerweise fur Berufs- und Weiterbildung bzw. fir die Betriebskindertages-
statte fur Kinder der im Netzbereich beschaftigten Betriebsangehérigen anfallen, sind
somit nicht von der Regelung umfasst.
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2.2.9. Pauschalierter Investitionszuschlag (S.1 Nr.12)

Fernleitungsnetzbetreiber kénnen gemal § 25 Abs.5 ARegV keinen pauschalierten
Investitionszuschlag in Anspruch nehmen.

2.2.10. Netzanschlusskostenbeitrdage und Baukostenzuschiisse
(S.1 Nr.13)

Erlose des Netzbetreibers aus der Auflosung von Netzanschlusskostenbeitragen
nach § 9 Abs.1 S.1 Nr.3 GasNEV und Baukostenzuschissen nach § 9 Abs. 1 S. 1
Nr. 4 GasNEV sind gemal § 11 Abs.2 S.1 Nr.13 ARegV dauerhaft nicht beeinfluss-
bare Kostenanteile. Diese sind gemal § 9 Abs. 1 S. 2 GasNEV uber eine Dauer von
20 Jahren linear aufzulosen.

2.2.11. Kosten die einer wirksamen Verfahrensregulierung unter-
liegen (S.3) — marktgebietskooperationsbedingte Lastfluss-
zusagen

Die Beschlusskammer 7 der Bundesnetzagentur hat die Kosten fiir marktgebietsko-
operationsbedingte Lastflusszusagen auf Grund einer freiwilligen Selbstverpflichtung
des Netzbetreibers flr die Dauer der ersten Regulierungsperiode gemal § 11 Abs.2
S.3 ARegV zu dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen erklart. Die Festlegung
der Beschlusskammer 7 entfaltet jedoch fir die zweite Regulierungsperiode keine
Wirkung mehr, so dass die Kosten fur marktgebietskooperationsbedingte Lastfluss-
zusagen fur die zweite Regulierungsperiode nicht mehr als dauerhaft nicht beein-
flussbare Kostenanteile gemal® § 11 Abs.2 S.3 ARegV gelten, da diese bis zum
31.12.2012 befristet war.

2.2.12. Kalkulatorische Kapitalkosten

Kalkulatorische Kapitalkosten fUr Investitionen in Altanlagen gemal § 6 Abs. 1 S. 3

GasNEV zahlen nicht zu den dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen geman
§ 11 Abs.2 ARegV.
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2.2.13. Zusammenfassung

Folgende Kostenpositionen aus der Uberleitungsrechnung wurden bei der Ermittlung

der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile bericksichtigt:

i § 11 Abs. 2
Kostenpositionen (BAB) ARegV
11, Materialkosten
1.1.2. | davon Aufwendungen fir bezogene Leistungen
1.1.2.1. | Aufwendungen an vorgelagerte Netzbetreiber S.1Nr4
1.2. Personalkosten
1.2.1. | L6hne und Gehalter
der im gesetzlichen Rahmen ausgeiibten
13, Betriebs- und Personalratstitigkeit S 10
1.2.1.2. der Berufsausbildung und Weiterbildung im Unter- S.1 Nri1
nehmen
129 Soziale Abgaben und Aufwendungen fir
™" | Altersversorgung und fur Unterstitzung
davon betrieblichen und tarifvertraglichen Verein-
1.2.2.3 barungen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistun- S.1Nr.9
T | gen, soweit diese in der Zeit vor dem 31. Dez. 2008 \ '
abgeschlossen worden sind
davon Betriebskindertagesstatten fiir Kinder
1.2.2.4 | der im Netzbereich beschaftigten Betriebsangehori- S.1 Nr.11
gen
Ansetzbare betriebliche Steuern (auBer Gewerbe-
1.4. steuer, Korperschaftsteuer, Einkommensteuer und "S.ANr3
Solidaritdtszuschlag)
1.5. Sonstige betriebliche Kosten
1.5.5a davon auf eine wirksame Verfahrensregulierung S.3
- gemaB § 11 Abs.2 S.3 ARegV entfallende Kosten 3
1.5.7. | davon Konzessionsabgaben S.1 Nr.2
5. Kostenmindernde Erldse und Ertrage
5.1. Erhobene Konzessionsabgaben S.1Nr.2
54 El."lt')se aus Auflésung von Netzanschlusskostenbei- S.1 Nr13
trdgen
8.5, Erlose aus Auflosung von Baukostenzuschiissen S.1 Nr.13

In Anlage IV sind die vom Netzbetreiber vorgenommenen Umbuchungen der Kosten
(Minus/ Plus) zu den dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen gemai § 11
Abs. 2 ARegV dargestellt. Die Beschlusskammer hat diese Umbuchungen Gberprift

und folgende Korrekturen vorgenommen:
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Die Hohe der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile gemal® § 11 Abs.2
ARegV an den dem Ausgangsniveau nach § 6 Abs.1 ARegV zu Grunde liegenden
Gesamtkosten ist Anlage A1 Kalenderjahrliche Erlésobergrenzen, Zellen D66 bis
L 66 zu entnehmen.

23 Ermittlung der voriibergehend nicht beeinflussbaren Kos-
tenanteile nach § 11 Abs.3 ARegV

Als voriibergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile (KA w,0) gelten gemafn
§ 11 Abs.3 S.1 ARegV die mit dem nach § 15 ARegV ermittelten bereinigten Effi-
zienzwert (EW) multiplizierten Gesamtkosten (GK) nach Abzug der dauerhaft nicht
beeinflussbaren Kostenanteile (KA 4np, ). Somit gilt:

KA vnb.o = (GK = KA 4nb, 0) * EW

In diesen sind geman § 11 Abs.3 S.2 ARegV die auf nicht zurechenbaren strukturel-
len Unterschieden der Versorgungsgebiete beruhenden Kostenanteile enthalten. Die
Hohe der vortbergehend nicht beeinflussbaren Kosten ist Anlage A1 Kalenderjahr-
liche Erlosobergrenzen, Zellen E76 bis 176 zu entnehmen.

2.3.1. Effizienzwertermittiung nach §§ 12 bis 15 und 22 ARegV

Ein wesentliches Element der Anreizregulierung ist die Bestimmung der Effizienzwer-
te der Fernleitungsnetzbetreiber nach MalRgabe der §§ 12 bis 15 und 22 ARegV.

Die Ermittlung des individuellen Effizienzwertes erfolgt fur die Fernleitungsnetz-
betreiber auf Grundlage des Effizienzvergleichs nach § 22 Abs.3 S.1 bis 3 ARegV
i.V.m. den dort genannten Vorschriften.

Die Bundesnetzagentur hat einen nationalen Effizienzvergleich mit dem Ziel durchge-
fGhrt, die unternehmensindividuellen Effizienzwerte der Fernleitungsnetzbetreiber zu
bestimmen (§ 22 Abs.3 S.1 und 2 ARegV).

Ergeben sich kinftig auf Grund rechtskraftiger gerichtlicher Entscheidungen nach-
tragliche Anderungen des nach § 6 ARegV ermittelten Ausgangsniveaus, so bleibt
der Effizienzvergleich von diesen nachtraglichen Anderungen unberiihrt
(§ 12 Abs.1 S.3 ARegV).
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Das Ergebnis des Effizienzvergleichs ermoglicht es dem Netzbetreiber, seine relative
Effizienz im Vergleich zu allen anderen am Effizienzvergleich teilnehmenden Netz-
betreibern zu erfahren. Aus dem Ergebnis des Effizienzvergleichs kann jedoch nicht
abgeleitet werden, welche konkreten Faktoren zu einer Verdnderung der jeweiligen
Effizienz fuhren. Gemaf der Anreizregulierungsverordnung ist es insbesondere nicht
Aufgabe der Regulierungsbehorde, den Netzbetreibern diesbezlglich Informationen

oder konkrete Handlungsempfehlungen zur Steigerung ihrer individuellen Effizienz
aufzuzeigen.

2.3.1.1; Methodik des Effizienzvergleichs

Der Effizienzvergleich wurde durch die Bundesnetzagentur nach den methodischen
Vorgaben des § 12 Abs.2 bis 4a, § 13 Abs.1 und 3, § 14 ARegV sowie der Anlage 3
zu § 12 ARegV durchgefuhrt. Die Beschlusskammer geht davon aus, dass es sich
bei dem in § 22 Abs.3 S.3 ARegV fehlenden Verweis auf § 12 Abs.4a ARegV um ein
redaktionelles Versehen handelt.

Die Bundesnetzagentur hat nach Durchfiihrung einer Kostentreiberanalyse unter
Verwendung analytischer Kostenmodelle ein sogenanntes ,doppeltes Benchmarking®
(vgl. § 12 Abs.4a ARegV) vorgenommen, indem einerseits die Aufwandsparameter
mit Standardisierung der Kapitalkosten (Kosten nach §§ 14 Abs.1 Nr.1 bis 3 i.V.m.
Abs.2 ARegV) und andererseits die Aufwandsparameter ohne Standardisierung der
Kapitalkosten (Kosten nach § 14 Abs.1 Nr.1 und 2 ARegV) in die Effizienzanalyse
mittels einer Data Envelopment Analysis (DEA) einflieBen. Die nach
§ 13 Abs.3 ARegV ermittelten Vergleichsparameter blieben gemald
§ 12 Abs.4a S.2 ARegV dabei jeweils unverandert.

Zugunsten des Netzbetreibers wurde davon ausgegangen, dass das jeweilig beste
Ergebnis der beiden Einzeleffizienzanalysen die Effizienz des Unternehmens abbil-
det (§ 22 Abs.3 S.3i.V.m. § 12 Abs.4a S.3 ARegV).

Die Ermittlung der Effizienzwerte erfolgte unter Einbeziehung aller Druckstufen. Es
erfolgte keine Ermittlung von Teileffizienzen fir die einzelnen Druckstufen (§ 22
Abs.3 S.1i.V.m. Anlage 3 Nr.3 zu § 12 ARegV).
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Fir Netzbetreiber, die im Effizienzvergleich als effizient ausgewiesen werden, gilt
gemaR Anlage 3 Nr.2 zu § 12 ARegV ein Effizienzwert von 100 Prozent, fur alle an-
deren Netzbetreiber ein entsprechend niedrigerer Wert.

Es wurde eine Ausreifleranalyse durchgefiihrt. Ausreiler mit besonders hoher Effi-
zienz erhielten einen Effizienzwert von 100 Prozent (§ 22 Abs.3 S.1 i.V.m. Anlage 3
Nr.5 S.2 zu § 12 ARegV). Fur Ausrei3er mit einem niedrigen Effizienzwert von unter
60 Prozent wird hingegen ein Mindesteffizienzwert in Hohe von 60 Prozent angesetzt
(§ 22 Abs.3 S.1i.V.m. Anlage 3 Nr.5 S.3 zu § 12 ARegV).

Methodische Grundlagen

Die Bundesnetzagentur hat mit der Dateneinhillungsanalyse (Data Envelopment
Analysis - DEA) eine wissenschaftlich anerkannte Methode zur Durchfiihrung des
nationalen Effizienzvergleiches verwendet (§ 22 Abs.3 S.1 i.V.m. Anlage 3 Nr.1 a)
zu § 12 ARegV). In dieser Analysemethode orientieren sich grundséatzlich alle Unter-
nehmen an den effizientesten Unternehmen (sogenannte Frontier-Unternehmen).

Die Regelung der Anlage 3 Nr.2 zu § 12 ARegV, nach der die Effizienzgrenze von
den Netzbetreibern mit dem besten Verhaltnis zwischen netzwirtschaftlicher Leis-
tungserbringung und Aufwand gebildet wird, verstofdt nicht gegen § 21a Abs.5 S.4
EnWG. Durch die Anwendung des ,best-of-two" wird in besonderer Weise die Er-
reichbarkeit und Ubertreffbarkeit der Effizienzvorgabe sichergestellt. Dariiber hinaus
wird eine auflerst groRziigige Ausreilerbestimmung und Supereffizienzanalyse nach
Anlage 3 Nr.5 zu § 12 ARegV vorgenommen, so dass insoweit im Effizienzvergleich
keine Orientierung am tatsachlich effizientesten Unternehmen mehr erfolgt.

Die Zumutbarkeit, Erreichbarkeit und Ubertreffbarkeit der individuellen Effizienzvor-
gaben (§ 21a Abs.5 S.4 EnWG) wird dadurch gewahrleistet, dass den Netzbetreibern
ein angemessener mehrjahriger Zeitraum zur Erreichung der Effizienzgrenze einge-
raumt wird. Zudem ist nach § 12 Abs.4 ARegV, sofern sich ein Effizienzwert von we-
niger als 60 Prozent ergibt, ein Effizienzwert i.H.v. 60 Prozent anzusetzen. Nach § 15
Abs.1 ARegV sind strukturelle Besonderheiten der Netzbetreiber gegebenenfalls ge-
sondert zu berucksichtigen. Soweit notwendig, kann daruber hinaus in Ausnahmefal-
len eine individuelle Anpassung der Effizienzvorgaben des jeweiligen Netzbetreibers
erfolgen (§ 16 Abs.2 ARegV), durch Einrdumung eines langeren Zeitraums zum Ab-
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bau der ermittelten Ineffizienzen. Diese aus dem VerhaltnismaRigkeitsprinzip resul-
tierenden Erleichterungen andern nichts an dem gesetzlich vorgegebenen Effizienz-
mafstab, der sich nach den im Effizienzvergleich ermittelten effizienten Unterneh-
men bestimmt (BR-Drs. 417/07 S.54).

Stochastische Effizienzgrenzenanalyse (Stochastic Frontier Analysis — SFA)

Die SFA als parametrische, stochastische Methode ist nach ‘MaRgabe des
§ 22 Abs.3 S.2 ARegV nicht zur Anwendung gekommen, da lediglich zwdlf Unter-
nehmen an dem Effizienzvergleich der Fernleitungsnetzbetreiber teiinahmen und
somit keine ausreichende Datengrundlage fir die Durchfiihrung eines aussagekrafti-
gen nationalen Effizienzvergleichs mittels SFA gegeben war.

Dateneinhiillungsanalyse (Data Envelopment Analysis — DEA)

Die DEA ist eine nicht-parametrische, deterministische Methode, in der die optimalen
Kombinationen von Kosten (Input) und Versorgungsaufgabe (Output) aus einer Line-
arkombination der Vergleichsparameter individuell bestimmt werden, ohne einen
funktionalen Zusammenhang zwischen Kosten und Versorgungsaufgabe zu un-
terstellen. Die Bestimmung der Effizienzgrenze erfolgt aus den Daten aller Fernlei-
tungsnetzbetreiber. Die individuelle Effizienz des Netzbetreibers wird aus der relati-
ven Position des einzelnen Unternehmens gegeniber der gefundenen Effizienzgren-
ze (Kosten der effizienten Unternehmen) ermittelt. Dabei liegt das Unternehmen na-
her am effizienten Rand, welches die hochste Relation aus gewichteten Vergleichs-
parametern und Kosten erzielt. Bei Durchfihrung der DEA sind nicht-fallende Ska-
lenertréage (non decreasing returns to scale - ndrs) zu unterstellen (§ 22 Abs.3 S.1
i.V.m. Anlage 3 Nr.4 zu § 12 ARegV).

2.3.1.2. Datengrundlage des Effizienzvergleichs

Im Effizienzvergleich hat die Regulierungsbehorde gemal § 13 Abs.1 ARegV Auf-
wandsparameter und Vergleichsparameter zu beriicksichtigen. Insgesamt wurden

Daten von 12 Fernleitungsnetzbetreibern mit 13 Netzen in den Effizienzvergleich ein-
bezogen.
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2.3.1.2.1. Aufwandsparameter nach § 14 ARegV

Als Aufwandsparameter im Sinne des § 22 Abs.3 ARegV werden die nach § 14
ARegV emmittelten Kosten angesetzt (Anlage IV). Dabei wird zwischen den Auf-
wandsparametern mit und ohne Standardisierung der Kapitalkosten unterschieden.

Bei der Ermittlung der Aufwandsparameter ist gemalt § 14 Abs.1 Nr.1 ARegV zu-
nachst von den Gesamtkosten des Netzbetreibers, nach MaRgabe der zur Bestim-
mung des Ausgangsniveaus anzuwendenden Kostenprifung nach §6 Abs.1, 3
ARegV, auszugehen. Von den so ermittelten Gesamtkosten sind gemal § 14 Abs.1
Nr.2 ARegV die dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile nach
§ 11 Abs.2 ARegV abzuziehen.

Zur Ermittlung der Aufwandsparameter mit Standardisierung der Kapitalkosten wurde
gemal § 14 Abs.1 Nr.3 und Abs.2 ARegV neben der Ermittlung der dauerhaft nicht
beeinflussbaren Kostenanteile eine Vergleichbarkeitsrechnung durchgefihrt. Die
Vergleichbarkeitsrechnung dient dazu, die Kapitalkosten so zu bestimmen, dass ihre
Vergleichbarkeit moglichst gewahrleistet ist und Verzerrungen bericksichtigt werden,
wie sie insbesondere durch unterschiedliche Altersstrukturen der Anlagen und
Abschreibungs- und Aktivierungspraktiken entstehen kénnen.

Mit Verordnung vom 14.08.2013 wurde die GasNEV geandert (BGBI. | 2013
S. 3250). GemaR der Ubergangsregelung nach § 32 Abs. 7, 8 GasNEV sind die fir
die Ermittlung des Ausgangsniveaus gemafR § 6 Abs. 1 ARegV relevanten Anderun-
gen hinsichtlich der Ermittlung von Tagesneuwerten des Sachanlagevermogens (§§
6 Abs. 3, 6a GasNEV n.F.) sowie hinsichtlich des Zinssatzes fiir den die Eigenkapi-
talquote von 40 % Ubersteigenden Anteil des Eigenkapitals (§ 7 Abs. 1 S. 5, Abs. 7
GasNEV n.F.) ab dem 01.01.2013 anzuwenden. Die nach Durchflhrung des Effi-
zienzvergleichs in Kraft getretene Verordnung zur Anderung der GasNEV hat indes-
sen keinen Einfluss auf die Ermittlung der Aufwandsparameter nach § 14 Abs. 1
ARegV. Dies entspricht dem eindeutig dokumentierten Willen des Verordnungsge-
bers. Insoweit heilt es in der Begriindung zur Anderungsverordnung vom
14.08.2013, dass der fur den Gasbereich fir die Festlegung der kalenderjahrlichen
Erlésobergrenzen fur die zweite Regulierungsperiode bereits durchgefihrte bundes-
weite Effizienzvergleich durch die Anderung nicht beriihrt wird und daher nicht emeut

Seite 26 von 41



enthalt Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse

unter Berlicksichtigung der Neuregelungen vorgenommen werden muss (BR-Drucks.
447/13 (B), S. 28)

2.3.1.2:%3.1. Uberleitungsrechnung nach § 14 Abs.1 Nr.1 und 2 ARegV

Die Ermittlung der Gesamtkosten im Rahmen des Effizienzvergleichs der Anreizregu-
lierung erfordert gemaR §§ 14 Abs.1 Nr.1 die Uberleitung der Kostenwerte nach § 6
Abs.1 ARegV zu den dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11
Abs.2 ARegV. In Anlage V ist die Ermittlung der Aufwandsparameter inklusive der

vorgenommenen Umbuchungen und etwaiger Korrekturen der Regulierungsbehorde
dargestellt.

2:3.1.21.2. Vergleichbarkeitsrechnung nach
§ 14 Abs.1 Nr.3 und Abs.3 ARegV

Die Kapitalkosten sollen gemaf® § 14 Abs.1 Nr.3 ARegV zur Durchflihrung des Effi-
zienzvergleichs so bestimmt werden, dass ihre Vergleichbarkeit moglichst gewahr-
leistet ist und Verzerrungen bericksichtigt werden, wie sie insbesondere durch un-
terschiedliche Altersstrukturen der Anlagen, Abschreibungs- und Aktivierungsprakti-
ken entstehen kdnnen. Zur Gewahrleistung der Vergleichbarkeit der Kapitalkosten ist
gemafl § 14 Abs.1 Nr.3 i.V.m Abs.2 ARegV eine Vergleichbarkeitsrechnung zur Er-
mittlung von Kapitalkostenannuitaten durchzufiihren.

Die Kapitalkosten umfassen gemaR § 14 Abs.1 Nr.3, 3. HS. ARegV die Fremdkapi-
talzinsen gemaf § 5 Abs.2 GasNEV, die kalkulatorischen Abschreibungen gemaR §
6 GasNEV und die kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung gemal § 7 GasNEV. Die
Bestimmung der Kapitalkosten fiir den Netzbetreiber nach Durchfihrung der Ver-
gleichbarkeitsrechnung ist in Anlage Il dargestellt.

2.3.1.2.2. Vergleichsparameter nach § 13 ARegV

Die Ermittlung der Vergleichsparameter erfolgt nach MaRgabe des § 13 Abs.3
ARegV. Vergleichsparameter im Sinne des § 13 Abs.1 ARegV sind gemall § 13
Abs.3 S.1 ARegV Parameter zur Bestimmung der Versorgungsaufgabe und der Ge-
bietseigenschaften, insbesondere die geografischen, geologischen oder topografi-
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schen Merkmale und strukturellen Besonderheiten der Versorgungsaufgabe auf
Grund demografischen Wandels des versorgten Gebietes.

Die Parameter mlssen gemall § 13 Abs.3 S.2 ARegV geeignet sein, die Belastbar-
keit des Effizienzvergleichs zu stlitzen. Heranzuziehen sind somit Vergleichsparame-
ter, die einen signifikanten Einfluss auf die Kostenentwicklung haben. Dies ist gemal
§ 13 Abs.3 S.3 ARegV insbesondere dann anzunehmen, wenn sie messbar oder
mengenmalig erfassbar, nicht durch Entscheidungen des Netzbetreibers bestimm-
bar, nicht in ihrer Wirkung ganz oder teilweise wiederholend sind und insbesondere
nicht bereits durch andere Parameter abgebildet werden.

Vergleichsparameter konnen gemaf § 13 Abs.3 S.4 ARegV insbesondere sein:

y & die Anzahl der Ausspeisepunkte,
2. die Flache des versorgten Gebietes,
3. die Leitungslange,

4. die Jahresarbeit,
9. die zeitgleiche Jahreshochstlast.

Bei der Bestimmung von Parametern zur Beschreibung geografischer, geologischer
oder topografischer Merkmale und struktureller Besonderheiten der Versorgungsauf-
gabe auf Grund demografischen Wandels des versorgten' Gebietes konnen geman
§ 13 Abs.3 S.5 ARegV flachenbezogene Durchschnittswerte gebildet werden.

Die Vergleichsparameter konnen gemal® § 13 Abs.3 S.6 ARegV bezogen auf die
verschiedenen Netzebenen von Gasversorgungsnetzen verwendet werden; ein Ver-
gleich einzelner Netzebenen findet dabei nicht statt. Die Auswahl der Vergleichspa-
rameter hat geman § 13 Abs.3 S.7 ARegV mit qualitativen, analytischen oder statisti-
schen Methoden zu erfolgen, die dem Stand der Wissenschaft entsprechen. Auf Ba-
sis der vorliegenden Daten wurden mittels qualitativer und wissenschaftlich aner-
kannter analytischer und statistischer Methoden, die geeignet sind, die Bedeutung
der Parameter empirisch zu belegen, die Vergleichsparameter aus den analysierten
moglichen Vergleichsparametern ausgewahit. Durch die Auswahl der Vergleichspa-
rameter soll gemaR § 13 Abs.3 S.8 ARegV die strukturelle Vergleichbarkeit moglichst
weitgehend gewahrleistet sein. Dabei sind gemal} § 13 Abs.3 S.9 ARegV die Unter-
schiede zwischen Strom- und Gasversorgungsnetzen zu berlcksichtigen, insbeson-
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dere der unterschiedliche ErschlieBungs- und Anschlussgrad von Gasversorgungs-
netzen.

Um die Vergleichsparameter zu erheben und die Ermittiung weiterer Vergleichspa-
rameter gemal § 13 Abs.3 ARegV durchfiihren zu kénnen, wurde eine Strukturda-
tenabfrage bei den Netzbetreibern durchgefuhrt.

Die erhobenen Strukturdaten wurden von der Bundesnetzagentur zunachst einer
umfassenden Plausibilitdtskontrolle unterzogen. Unplausible Daten wurden den
Netzbetreibern mitgeteilt und von diesen korrigiert (Datenquittung 1.0). Alsdann wur-
den in einem zweiten Schritt aus diesen plausiblen Strukturdaten weitere potenzielle
Vergleichsparameter ermittelt. Die rechnerische Richtigkeit dieser ermittelten poten-
ziellen Vergleichsparameter wurde von den Netzbetreibern bestatigt (Datenquittung
2.0 bzw. Datenquittung 2.1). Mit der abschliefenden Anhérung der Erlésobergrenzen
wurde dem Netzbetreiber die in den Effizienzvergleich eingebezogenen Strukturpa-
rameter mitgeteilt.

Bei der Auswahl der Vergleichsparameter wurden gemal § 13 Abs.3 S.10 ARegV
Vertreter der betroffenen Wirtschaftskreise und der Verbraucher rechtzeitig gehort.

Vor der Durchfluhrung des Effizienzvergleichs wurde gemaR § 13 Abs.3 S.7 ARegV
eine Kostentreiberanalyse insbesondere unter Verwendung analytischer Kostenmo-
delle durchgefiihrt. Diese dient der Ermittlung derjenigen Vergleichsparameter, die
einen mafgeblichen Einfluss auf die Kostenentwicklung und damit zugleich einen
hohen Erklarungsgrad fur den Effizienzvergleich aufweisen. Die DEA setzt metho-
disch eine Relation zwischen der Unternehmensanzahl und der Anzahl von Ver-
gleichsparametern voraus, die eine zufriedenstellende Trennung der Ergebnisse er-
maoglichen. Fur die in den Effizienzvergleich einbezogenen zwdlf Fernleitungsnetz-
betreiber ist nach aktuellem Stand der Wissenschaft die Verwendung von maximal
drei Vergleichsparametern gerechtfertigt.

Auf Grundlage der Gutachten und der Stellungnahmen der Netzbetreiber werden
folgende Vergleichsparameter in den Effizienzvergleich einbezogen:

1. Rohrleitungsvolumen (RV)
2. Polygonflache (PolyF)

3. Anzahl der Netzanschlusspunkte
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(bereinigt um redundante Netzanschlusspunkte) (NAP®)

Eine Ubersicht der Vergleichsparameterwerte des Netzbetreibers und eine Beschrei-
bung bzw. Definition der einzelnen Parameter findet sich in Anlage A2 Effizienzver-
gleich.

Die identifizieten Vergleichsparameter bilden mit der Netzausdehnung, der Bereit-
stellung von Transportkapazitat sowie der Netzgranularitat die Versorgungsaufgabe
des Fernleitungsnetzbetreibers ab, also Anforderungen, die an ihn von aul3en heran-
getragen werden und denen sich der Fernleitungsnetzbetreiber nicht oder nur mit
unzumutbarem Aufwand entziehen kann (vgl. BGH EnVR 88/10).

23.1.23. AusreiBeranalyse

Die Bundesnetzagentur hat fir die nicht-parametrische Methode (DEA) Analysen zur
Identifikation von extremen Effizienzwerten (Ausreillern) durchgefihrt, die dem Stand
der Wissenschaft entsprechen (§ 22 Abs.3 S.1 i.V.m. Anlage 3 Nr.5 zu § 12 ARegV).

Fur Ausreiler mit besonders hoher Effizienz wurde ein Effizienzwert von 100 Prozent
festgesetzt (§ 22 Abs.3 S.1 i.V.m. Anlage 3 Nr.5 zu § 12 ARegV). Bei der DEA gilt
ein Wert als Ausreier, wenn er fur einen uberwiegenden Teil des Datensatzes als
Effizienzmalistab gelten wirde (§ 22 Abs.3 S.1 i.V.m. Anlage 3 Nr.5 zu § 12 ARegV).
Zur Ermittlung von AusreilRern wurden statistische Tests durchgefihrt. Dabei wurde
die mittlere Effizienz aller Netzbetreiber einschlieRlich der potenziellen Ausreier mit
der mittleren Effizienz der Netzbetreiber verglichen, die sich bei Ausschluss der po-
tenziellen Ausreiler ergeben wurde. Der dabei festgestellte Unterschied ist mit einer
Vertrauenswahrscheinlichkeit von mindestens 95 Prozent zu identifizieren. Es konn-
ten anhand der F-Verieilung kein Ausreiler identifiziert werden.

Erganzend wurde eine Analyse der Supereffizienzwerte durchgefuhrt. Dabei waren
diejenigen Ausreil’er aus dem Datensatz zu entfernen, deren Effizienzwerte den obe-
ren Quartilswert um mehr als den 1,5-fachen Quartilsabstand (ibersteigen. Der Quar-
tilsabstand ist dabei definiert als die Spannweite der zentralen 50 Prozent eines Da-
tensatzes (§ 22 Abs.3 S.1 i.V.m. Anlage 3 Nr.5 zu § 12 ARegV). Bei der Effizienz-
wertanalyse unter Berlcksichtigung standardisierter Aufwandsparameter wurde kein
Unternehmen als supereffizienter Ausreiler bewertet. Bei der Effizienzwertanalyse
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unter Berlcksichtigung ohne Standardisierung der Aufwandsparameter wurden ein
Unternehmen als supereffizienter Ausreiller bewertet.

2.3.1.24. Gutachten

Hinsichtlich der Kostentreiberanalyse und der konkreten methodischen Ausgestal-
tung des Effizienzvergleichs wird auf die in Anlage A.KTA und in Anlage A.BM so-
wie in Anlage Aktualisierung der Bildung von Teilnetzen und Transportmo-
mentberechnung beigefligten Gutachten der Firma Consentec GmbH (Kostentrei-
beranalyse) sowie des Beraterkonsortiums bestehend aus der Firma Frontier Eco-
nomics Ltd, der Technischen Universitdt Clausthal sowie der Firma Consentec
GmbH (Effizienzvergleich) verwiesen.

2.3.2 Effizienzwert des Netzbetreibers

Die Ermittlung des unternehmensindividuellen Effizienzwertes erfolgt auf Grundlage
der §§ 12 bis 15 ARegV (§ 12 Abs.1 S.1 ARegV). Ein Aufschlag auf den sich aus der
Effizienzanalyse ergebenden Effizienzwert ist nach MalRgabe des § 15 Abs.1 ARegV
grundsatzlich moglich.

Der sich aus den Effizienzvergleichen ergebende Effizienzwert des Netzbetreibers ist
als Anteil der Gesamtkosten nach Abzug der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kos-
tenanteile in Prozent auszuweisen (§ 12 Abs.2 ARegV). Die flr den Netzbetreiber in
den durchgefiihrten Effizienzvergleichen ermittelten individuellen Effizienzwerte er-
geben sich aus Anlage A2 Effizienzvergleich.

2.4. Ermittiung der beeinflussbaren Kostenanteile
nach § 11 Abs.4 ARegV

Ein wesentliches Element zur Bestimmung der kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen
in der zweiten Regulierungsperiode ist die durch den Verteilungsfaktor (V ) gleich-
malig abzubauende individuelle monetar bewertete Ineffizienz des Netzbetreibers,
deren Abbau innerhalb einer Regulierungsperiode abgeschlossen sein muss
(§ 16 Abs.1 S.1 und 3 ARegV). Die monetar bewertete Ineffizienz eines Netzbetrei-
bers (I o) ermittelt sich aus der Differenz der Gesamtkosten (GK) nach Abzug der
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dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile nach § 11 Abs.2 ARegV (KA gns0) und
den mit dem Effizienzwert gemaR § 15 Abs.3 S.1 ARegV (EW) multiplizierten Ge-
samtkosten (GK) nach Abzug der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile
(§ 15 Abs.3 S.2 ARegV). Somit gilt:

o = (GK — KA 4nb,0) = (GK = KA 4nb0) * EW

2.4.1. Beeinflussbare Kostenanteile im Basisjahr

Als beeinflussbare Kostenanteile gelten gemall § 11 Abs.4 ARegV alle Kostenantei-
le, die nicht dauerhaft oder voribergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile sind.
Die Hohe der beeinflussbaren Kosten ist Anlage A1 Kalenderjdhrliche Eriésober-
grenzen, Zelle D74 zu entnehmen.

2.4.2. Individuelle Effizienzvorgabe nach § 16 ARegV

Die Festlegung der Erlésobergrenze durch die Regulierungsbehodrde hat geman
§ 16 Abs.1 S.1 ARegV so zu erfolgen, dass die nach den §§ 12 bis 15 ARegV ermit-
telten, monetar bewerteten Ineffizienzen (beeinflussbarer Kostenanteil, KA ) unter
Anwendung eines Verteilungsfaktors (V) rechnerisch innerhalb einer oder mehrerer
Regulierungsperioden gleichmafig abgebaut werden (individuelle Effizienzvorgabe).

Fur die zweite Regulierungsperiode wird die individuelle Effizienzvorgabe gemaf
§ 16 Abs.1 S.3 ARegV dahingehend bestimmt, dass der Abbau der ermittelten Ineffi-
zienzen nach einer Regulierungsperiode abgeschlossen sein muss. Eine Regulie-
rungsperiode dauert gemal § 3 Abs.2 ARegV fiinf Jahre. Somit hat der Abbau der
ermittelten monetar bewerteten Ineffizienzen in der zweiten Regulierungsperiode in-

nerhalb von funf Jahren zu geschehen. Daraus ergibt sich ein Verteilungsfaktor (V )
von 0,2 * t.

Jahr t Vi
2013 1 0,2
2014 2 0,4
2015 3 0,6
2016 4 0,8
2017 5 1,0
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Die Hohe der nicht abgebauten beeinflussbaren Kostenanteile nach
§ 11 Abs.2 ARegV des jeweiligen Kalenderjahres ergibt sich aus Anlage A1 Kalen-
derjdhrliche Erlésobergrenzen, Zellen E78 bis I78.

2.5. Verbraucherpreisgesamtindex nach § 8 ARegV

Gemalk § 8 ARegV ergibt sich der Wert fir die allgemeine Geldwertentwicklung aus
dem durch das Statistische Bundesamt verdffentlichten Verbraucherpreisgesamtin-
dex (VPI). Fir die Bestimmung der Erésobergrenzen nach § 4 Abs.1 ARegV wird
der VPI des vorletzten Kalenderjahres vor dem Jabhr, fir das die Erlsobergrenze gilt,
verwendet (VPI,). Dieser wird ins Verhaltnis gesetzt zum VPI flr das Basisjahr
(VP ).

Basisjahr ist gemal § 6 Abs.1 ARegV das Jahr 2010. Gemal} Statistischem Bundes-
amt betragt der VPI fir das Jahr 2010 100,00, fir das Jahr 2011 102,10 und fir das
Jahr 2012- 104,10 (abrufbar im Internet unter: https://www-
genesis.destatis.de/genesis/online > Suche nach: 61111-0001). Entsprechend dem
Term VPl / VPl der in Anlage 1 zu § 7 ARegV aufgefihrten Regulierungsformel
ergibt das Verhaltnis des VPI fir das Jahr 2011 zum VPI fir das Jahr 2010 fiur das
erste Jahr der zweiten Regulierungsperiode (2013) einen Inflationsfaktor in Hohe von
1,0210 und fur das Jahr 2014 ein Inflationsfaktor von 1,0410. Da den Netzbetreibem
im Herbst 2012 fur die Kalkulation der Netzentgelte 2013 lediglich die Indexreihe auf
Basis des Jahres 2005 zur Verfigung stand, geht die Beschlusskammer fir 2011
von einem Indexwert 102,31 aus, der sich aus der Division der Indexwerte 110,7 und
108,2 ergibt. Dies sind die Indexwerte fur 2010 und 2011 mit dem Basisjahr 2005.

Fur die Folgejahre der zweiten Regulierungsperiode (2015 bis 2017) hat die Be-
schlusskammer die relative prozentuale Veranderung des VP| des Jahres 2012
(104,10) gegeniiber 2011 (102,10) eskaliert, da im Zeitpunkt der Beschlussfassung
noch keine Erkenntnisse hinsichtlich des VPI der Kalenderjahre 2013 bis 2015 vor-
liegen konnten. Das Vorgehen der Beschlusskammer ist zweckmaRig, da der Netz-
betreiber einerseits gemal § 4 Abs.3 S.1 ARegV bei einer Anderung des Verbrau-
cherpreisgesamtindex nach § 8 ARegV zur Anpassung der Erlésobergrenze ver-

pflichtet ist und so andererseits eine mdglichst sachgerechte Abschatzung der zu-
kinftigen Entwicklung des VPI erfolgen kann.
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Es wurden somit folgende VPI-Werte zu Grunde gelegt (zur Veranschaulichung mit
Ausnahme flir die Jahre 2010 und 2012 auf zwei Nachkommastellen gerundet ange-

zeigt'):

Jahr VPI

2010 100,00
2011 102,31°
2012 104,10
2013 106,14
2014 108,22
2015 110,34

Fir das dritte Jahr der zweiten Regulierungsperiode (2015) wurde demgeman ein
Inflationsfaktor in Hohe von 1,0614, flr das vierte Jahr der zweiten Regulierungspe-
riode (2016) ein Inflationsfaktor in Hohe von 1,0822 und fiir das fiinfte Jahr der zwei-
ten Regulierungsperiode (2017) ein Inflationsfaktor in Hohe von 1,1034 (alle Werte
wurden auf vier Nachkommastellen gerundet) zugrunde gelegt. Die Inflationsfaktoren
fur die jeweiligen Jahre in Bezug auf das Basisjahr — d. h. die relative prozentuale
Anderung des VPI des jeweiligen Jahres gegeniiber dem VPI des Basisjahres 2010
—ist in nachstehender Tabelle als zweistellig gerundeter Prozentwert dargestellt:

Jahr VPI,/ VP,
2013 2,31%"°
2014 4,10%
2015 6,14%
2016 8,22%
2017 10,34%

Die Beschlusskammer hat diese Werte bereits bei der vorliegenden Festlegung der
kalenderjahrlichen Erlosobergrenzen der Jahre 2013 bis 2017 ber{icksichtigt (Anlage
A1. Kalenderjdhrliche Erlésobergrenzen, Zellen H13 bis H17).

2.6. Genereller sektoraler Produktivitiatsfaktor nach § 9 ARegV

Im Rahmen der Anreizregulierung ist bei der Bestimmung der Erlésobergrenzen zu
berlcksichtigen, wie sich die Produktivitéat der gesamten Branche abweichend von

' Die Berechnung erfolgt mit sieben Nachkommastellen.
% Siehe Anmerkungen im vorangegangenen Text.
® Siehe Anmerkungen im vorangegangenen Text.
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der Gesamtwirtschaft entwickelt. Dies erfolgt durch den generellen sektoralen Pro-
duktivitatsfaktor (PF ¢).

Gemal § 9 Abs.1 ARegV wird der generelle sektorale Produktivitatsfaktor aus der
Abweichung des netzwirtschaftlichen Produktivitatsfortschritts vom gesamtwirtschaft-
lichen Produktivitatsfortschritt sowie der gesamtwirtschaftlichen Einstandspreisent-
wicklung von der netzwirtschaftlichen Einstandspreisentwicklung ermittelt.

In der zweiten Regulierungsperiode betragt der generelle sektorale Produktivitatsfak-
tor fir Gas- und Stromnetzbetreiber jahrlich 1,5 Prozent (§ 9 Abs.2 ARegV). Der
Bundesgerichtshof hat die RechtmaRigkeit der Regelung uber den generellen sekt-
oralen Produktivitatsfaktor nach § 9 ARegV bestétigt (BGH, EnVR 31/10, Rn. 16 ff.).

In Anlage 1 zu § 7 ARegV wird die Variable PF , als der generelle sektorale Produkti-
vitatsfaktor nach Mallgabe des § 9 ARegV definiert, der die Verédnderungen des ge-
nerellen sektoralen Produktivitatsfaktors fiir das Jahr t der jeweiligen Regulierungs-
periode im Verhaltnis zum ersten Jahr der Regulierungsperiode wiedergibt. Die Ver-
anderungen des generellen sektoralen Produktivitatsfaktors fiir das Jahr t der jeweili-
gen Regulierungsperiode im Verhaltnis zum ersten Jahr der Regulierungsperiode
(PF,) ergeben sich demgemal mittels des folgenden Algorithmus:
PF¢=(1+0,015)"t -1 (Anlage A1 Kalenderjahrliche Eriosobergrenzen, Zellen
113 bis 117).

2.7. Erweiterungsfaktor nach § 10 ARegV

Fernleitungsnetzbetreiber konnen gemall § 10 Abs.4 ARegV keinen Erweiterungs-
faktor (EF ;) in Anspruch nehmen.

2.8. Qualitdtselement nach § 19 ARegV

Auf die Erlosobergrenzen kdnnen gemal § 19 Abs. 1 ARegV Zu- oder Abschlage
vorgenommen werden, wenn Netzbetreiber hinsichtlich der Netzzuverlassigkeit oder
der Netzleistungsfahigkeit von Kennzahlenvorgaben abweichen (Q ). Uber den Be-
ginn der Anwendung des Qualitatselements entscheidet die Regulierungsbehorde.
Das Qualitatselement kann gemaR § 19 Abs.2 S.3 ARegV im Laufe der zweiten Re-
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gulierungsperiode angewendet werden, soweit der Regulierungsbehorde hinreichend
belastbare Datenreihen vorliegen.

2.9. volatile Kostenanteile nach § 5 Abs. 5 ARegV

Als volatile Kostenanteile gelten gemal § 11 Abs. 5 ARegV Kosten flr die Beschaf-
fung von Treibenergie. Andere beeinflussbare oder vortbergehend nicht beeinfluss-
bare Kostenanteile, insbesondere Kosten fir die Beschaffung von Verlustenergie,
deren Hohe sich in einem Kalenderjahr erheblich von der Hohe des jeweiligen Kos-
tenanteils im vorhergehenden Kalenderjahr unterscheiden kann, gelten nur dann als
volatile Kostenanteile, soweit die Regulierungsbehorde dies nach § 32 Absatz 1
Nummer 4a festgelegt hat. Kapitalkosten oder Fremdkapitalkosten gelten nicht als
volatile Kostenanteile. GemaR Festlegung der Beschlusskammer 9 vom 20.12.2012
(BK9-11/606) gelten Kosten fir Lastflusszusagen ab dem 01.01.2013 als volatile
Kostenanteile i.S.d § 11 Abs.5 ARegV.

Aufwendungen flir den Eigenverbrauch bzw. die Beschaffung von Entspannungs-
energie sind keine Treibgaskosten und werden daher nicht von § 11 Abs. 5 S. 1
ARegV erfasst. Dies gilt auch, wenn diese Kosten zunachst gemeinsam erfasst und
lediglich auf die einzelnen Kostenpositionen geschliisselt werden. Denn eine Schlis-
selung ist bei vielen Kostenpositionen des Ausgangsniveaus erforderlich; dies ver-

mag nichts an der Qualifizierung der Kosten zu andern.

2.10. Saldo des Regulierungskontos nach § 5 Abs.4 ARegV

Die Differenz zwischen den zulassigen Erlosen und den vom Netzbetreiber unter Be-
rucksichtigung der tatsachlichen Mengenentwicklung erzielbaren Erldsen wird geman
§ 5 Abs.1 S.1 ARegV jahrlich auf dem Regulierungskonto verbucht. Gleiches gilt ge-
mal § 5 Abs.1 S.2 ARegV fiir die Differenz zwischen den fur das Kalenderjahr tat-
sachlich entstandenen Kosten fur die Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen
und den in der Erlésobergrenze diesbezlglich enthaltenen Anséatzen.

Die Differenzen sind gemaR § 5 Abs.2 S.1 ARegV in Hohe des im jeweiligen Kalen-
derjahr durchschnittlich gebundenen Betrags zu verzinsen. Der durchschnittlich ge-
bundene Betrag ergibt sich gemaR § 5 Abs.2 S.2 ARegV aus dem Mittelwert von
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Jahresanfangs- und Jahresendbestand. Die Verzinsung richtet sich ge-
maR § 5 Abs.2 S.3 ARegV nach dem auf die letzten zehn abgeschlossenen Kalen-
derjahre bezogenen Durchschnitt der von der Deutschen Bundesbank veroffentlich-
ten Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere inlandischer Emittenten.

Ubersteigen die tatsdchlich erzielten Erlose die nach § 4 ARegV zulassigen Erlose
des letzten abgeschlossenen Kalenderjahres um mehr als 5%, so sind ge-
maR § 5 Abs.3 ARegV die Netzentgelte durch den Netzbetreiber nach Malgabe des
§ 17 ARegV anzupassen. Eine Anpassung der Eridsobergrenze innerhalb der Regu-
lierungsperiode auf Grund der Anderungen der jahrlich verbuchten Differenzen
nach § 5 Abs.1 ARegV findet gemanR § 5 Abs.4 S.4 ARegV nicht statt.

Die Bundesnetzagentur hat gemal® §5 Abs.4 S.1 ARegV i.V.m. § 34 Abs. 2
ARegV den Saldo des Regulierungskontos fiir die Kalenderjahre 2010 und 2011 er-
mittelt. Die Ermittlung des Regulierungskontosaldos ist in Anlage R beschrieben. Der
Ausgleich des Regulierungskontos erfolgt gemal § 5 Abs. 4 S. 2 ARegV durch
gleichmafig lber die zweite Regulierungsperiode verteilte Zu- oder Abschlage. Die
Hohe der zu berticksichtigenden Zu- oder Abschlage ist Anlage A1. Kalenderjahrli-
che Eriésobergrenzen, Zellen E98 bis | 98 zu entnehmen.

2:11. Umlage von Kosten einer Kapazititsplattform
gemal § 12 GasNzZV

Gemal § 12 Abs. 1 Satz 2 GasNZV sowie § 12 Abs. 2 S. 1 und 2 GasNZV kénnen
die Kosten fur die Errichtung und den Betrieb der Primar- und Sekundarkapazitats-
plattform (KP-Kosten) auf die Netzentgelte umgelegt werden.

Die Umlage der KP-Kosten ist erstmalig zum 1.1.2013 madglich. Hierbei kann der
Netzbetreiber die in den Kalenderjahren 2010 und 2011 entstandenen, anteiligen KP-
Kosten bericksichtigen. Bei der Umlage von KP-Kosten in den folgenden vier Jahren
t der Regulierungsperiode sind ausschlieBlich die im Kalenderjahr t-2 entstandenen,
anteiligen KP-Kosten heranzuziehen.

Die anteiligen KP-Kosten werden vom Fernleitungsnetzbetreiber auf der kalender-
jahrlichen Erlosobergrenze hinzugerechnet. Der Fernleitungsnetzbetreiber setzt die
Erlésobergrenze zuziiglich der umgelegten KP-Kosten sodann in Entgelte fiir den

Zugang zu Energieversorgungsnetzen um. Der Femleitungsnetzbetreiber weist bei
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der Veroffentlichung seiner Netzzugangsentgelte auf die enthaltenen Kostenbestand-
teile fiir die Errichtung und den Betrieb einer Kapazitatsplattform hin.

Mit seiner Meldung gemal § 28 Nr. 1 und 3 ARegV ubermittelt der Fernleitungsnetz-
betreiber der Bundesnetzagentur jeweils zum 1. Januar des Kalenderjahres die bei
der Bildung Netzzugangsentgelte berlicksichtigten KP-Kosten zu deren Prifung in
der Struktur und in dem Umfang der jeweiligen Erhebungsbdégen.

Soweit die von der Bundesnetzagentur gepriften KP-Kosten von den durch den
Fernleitungsnetzbetreiber bei der Bildung der Netzzugangsentgelte beriicksichtigten
KP-Kosten abweichen, wird diese Differenz auf dem Regulierungskonto des Fernlei-
tungsnetzbetreibers verbucht.

L. Meldepflichten

Die Anordnung des Tenors zu 2.) ergeht auf der Grundlage der § 29 Abs.1 EnWG
i.V.m. § 32 Abs.1 Nr.1 ARegV.

GemiR § 4 Abs.3 S.1 ARegV ist der Netzbetreiber bei einer Anderung des Verbrau-
cherpreisgesamtindex nach § 8 ARegV verpflichtet, die Erldsobergrenze jeweils zum
1. Januar eines Kalenderjahres anzupassen. Gleiches gilt bei der Anderung von
dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs.2 S.1 Nr.1 bis 4, 6 bis
11 und 13, S.2 und 3 ARegV und volatilen Kostenanteilen gemal § 11 Abs.5 ARegV.
Hierbei sind auch die Kosten fur Kapazitatstberlassungsvertrage zu berlcksichtigen.
Einer erneuten Festlegung der Erldsobergrenze bedarf es ausweislich § 4 Abs.3 S.2
ARegV in diesen Fallen nicht.

Die entsprechende Verpflichtung des Netzbetreibers zur Anpassung der Erlésober-
grenzen ist ausweislich der Verordnungsbegrundung in der Festlegung aufzunehmen
(BR-DrS.417/ 07, S.44 f.). Die Verpflichtung zur Anpassung der Erlésobergrenzen
wird daher gemal § 32 Abs.1 Nr.1 ARegV i.V.m. § 29 Abs.1 EnNWG nochmals aus-
dricklich angeordnet. Dies dient der Durchsetzung der Rechtslage, da hiermit die
Maglichkeit eroffnet wird, die Verpflichtung nach § 94 EnWG durchzusetzen.
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V. Netziibergdange

Die Anordnung des Tenors zu 3.) ergeht auf Grundlage der § 29 Abs.1 EnNWG i.V.m.
§ 32 Abs.1 Nr.11 und § 28 Nr.8 ARegV.

GemaR § 28 Nr.8 ARegV ist der Netzbetreiber verpflichtet, den Ubergang von Net-
zen, Netzzusammenschlissen und -aufspaltungen nach § 26 ARegV anzuzeigen.
Nach MaRgabe der §§ 29 Abs.1 EnWG i.V.m. § 32 Abs.1 Nr.11 ARegV kann die
Bundesnetzagentur Entscheidungen zu Umfang, Zeitpunkt und Form der nach den
§§ 27 und 28 ARegV zu erhebenden und mitzuteilenden Daten, insbesondere zu den
zulassigen Datentragern und Ubertragungswegen treffen. In Auslibung dieser Be-
fugnis ordnet sie an, dass der Netzbetreiber ohne schuldhaftes Zégern den Uber-
gang von Netzen, Netzzusammenschlussen und -aufspaltungen nach § 26 ARegV
anzuzeigen hat. Hierdurch wird sichergestellt, dass die Bundesnetzagentur zeitnah
von dem Sachverhalt erfahrt und sicherstellen kann, dass die Vorgaben des § 26
ARegV eingehalten werden. Die Anordnung dient der Durchsetzung der Rechtslage,
da hiermit die Moglichkeit erdffnet wird, die Verpflichtung nach § 94 EnWG durchzu-
setzen.

V. Gebiihren

Hinsichtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nach § 91 EnWG.

VI. Anlagenverweis
Die folgenden Anlagen sind Bestandteil dieses Beschlusses:

. Anlage A1 (Kalenderjahrliche Erlosobergrenzen), Anlage A2 (Effizienzver-
gleich)

s Anlage I-NB (Kostendaten) nebst Anlage 1-NB (Gesamtkosten), Anlage 2.1-
NB (kalk. Abschreibungen), Anlage 2.2-NB (kalk. RBW), Anlage 3-NB (BNV
[), Anlage 4-NB (kalk. EKVZ), Anlage 5-NB (kalk. GewSt), Anlage 6-NB
(kalk. RBW + kalk. Abschreibungen)
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. Anlage |I-VP1 (Kostendaten) nebst Anlage 1-VP1 (Gesamtkosten), Anlage
2.1- VP1 (kalk. Abschreibungen), Anlage 2.2-VP1 (kalk. RBW), Anlage 3-
VP1 (BNV I), Anlage 4- VP1 (kalk. EKVZ), Anlage 5- VP1 (kalk. GewSt), An-
lage 6- VP1 (kalk. RBW + kalk. Abschreibungen)

. Anlage Il (Beispielrechnung Kapitalkosten), Anlage Il (Vergleichbarkeits-
rechnung), Anlage IV (Uberleitungsrechnung), Anlage V (Aufwandsparame-
ter)

3 Anlage A.KTA (Gutachten Kostentreiberanalyse Gasfernleitungsnetzbetrei-
ber), Anlage A.BM (Gutachten Effizienzvergleich Gasfernleitungsnetzbetrei-
ber), Anlage Aktualisierung der Bildung von Teilnetzen und Transport-
momentberechnung

. Anlage Pl (Preisindizes gem. § 6a GasNEV) und Anlage EK-Zins
§ 7 Abs. 7 GasNEV

o Anlage R nebst Anlage R1.1. (Saldo), Anlage R1.2. (Differenzbetrage), An-
lage R2 (ErlGsobergrenze) inklusive Anlage R2.1 (Nachrechnung 2010) und
Anlage R.2.2. (Nachrechnung 2011) sowie Anlage R3 (erzielbare Erldse).

RECHTSMITTELBELEHRUNG

Gegen diesen Beschluss kann binnen einer Frist von einem Monat nach Zustellung
Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist schriftlich bei der Bundesnetz-
agentur (Hausanschrift: Tulpenfeld 4, 53113 Bonn) einzureichen. Es genugt, wenn
die Beschwerde innerhalb der Frist bei dem Oberlandesgericht Disseldorf (Hausan-
schrift: Cecilienallee 3, 40474 Dusseldorf) eingeht.

Die Beschwerde ist zu begriinden. Die Frist firr die Beschwerdebegriindung betragt
einen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag
von dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verldngert werden. Die Be-
schwerdebegrindung muss die Erklarung, inwieweit der Beschluss angefochten und
seine Abanderung oder Aufhebung beantragt wird, und die Angabe der Tatsachen
und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stiitzt, enthalten. Die Beschwerde-
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schrift und Beschwerdebegriindung mussen durch einen Rechtsanwalt unterzeichnet
sein.

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs.1 EnWG).

Bonn, den 09.12.2013

Vorsitzender Beisitzer Beisitzer
w9 M s
Helmut FuR Dr. Jorg Mallossek Roland Naas

‘

Seite 41 von 41



	Erlösobergrenzen Grafik
	Beschlusskammer 9
	Aktenzeichen: BK9-11/8011
	Beschluss
	Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen für die zweite Regulierungsperiode Gas (2013 bis 2017)
	GRÜNDE
	I. Sachverhalt
	1. Ermittlung des Ausgangsniveaus
	2. Ermittlung dauerhaft nicht beeinflussbarer Kostenbestandteile
	3. Ermittlung von Vergleichsparametern gemäß § 13 Abs. 3 ARegV
	4. Effizienzvergleichsmodell und Ausgestaltung der Methoden gemäß Anlage 3 ARegV
	5. Anhörung des Effizienzvergleichsmodells und der beabsichtigen Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen
	6. Aktualisierung der Bildung von Teilnetzen
	7. Bestimmung der Zu-und Abschläge gemäß §§ 5 Abs. 4, 34 Abs. 2 ARegV
	8. Anhörung
	II. Rechtliche Würdigung
	1. Zuständigkeit
	2. Ermittlung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen nach § 4 ARegV
	2.1. Bestimmung des Ausgangsniveaus zur Ermittlung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen nach § 6 ARegV
	2.2. Ermittlung der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile nach § 11 Abs.2 ARegV
	2.2.1. Konzessionsabgaben (5.1 Nr.2)
	2.2.2. Betriebssteuern (5.1 Nr.3)
	2.2.3. Kosten für die Inanspruchnahme der vorgelagerten Netzebene (5.1 Nr.4)
	2.2.4. Genehmigte Investitionsmaßnahmen (5.1 Nr.S)
	2.2.5. Kostenwälzung Biogas (5.1 Nr.Sa)
	2.2.6. Kosten aus betrieblichen und tarifvertragliehen Vereinbarungen zu Lohnzusatz-und Versorgungsleistungen, soweit diese in der Zeit vor dem 31.12.2008 abgeschlossen worden sind (S. 1 Nr. 9)
	2.2.7. Kosten der im gesetzlichen Rahmen ausgeübten Betriebs-und Personalratstätigkeit (5. 1 Nr. 10)
	2.2.8. Kosten der Berufsausbildung und Weiterbildung im Unternehmen und von Betriebskindertagesstätten für Kinder der im Netzbetreich beschäftigten Betriebsangehörigen (5. 1 Nr. 11)
	2.2.9. Pauschalierter Investitionszuschlag (5.1 Nr.12)
	2.2.10. Netzanschlusskostenbeiträge und Baukostenzuschüsse (5.1 Nr.13)
	2.2.11. Kosten die einer wirksamen Verfahrensregulierung unterliegen (5.3) -marktgebietskooperationsbedingte Lastflusszusagen
	2.2.12. Kalkulatorische Kapitalkosten
	2.2.13. Zusammenfassung
	2.3. Ermittlung der vorübergehend nicht beeinflussbaren Kostenanteile nach§ 11 Abs.3 ARegV
	2.3.1. Effizienzwertermittlung nach§§ 12 bis 15 und 22 ARegV
	2.3.1.1. Methodik des Effizienzvergleichs
	Methodische Grundlagen
	Stochastische Effizienzgrenzenanalyse (Stochastic Frontier Analysis -SFA)
	Dateneinhüllungsanalyse (Data Envelopment Analysis -DEA)
	2.3.1.2. Datengrundlage des Effizienzvergleichs
	2.3.1.2.1. Aufwandsparameter nach§ 14 ARegV
	2.3.1.2.1.1. Überleitungsrechnung nach§ 14 Abs.1 Nr.1 und 2 ARegV
	2.3.1.2.1.2. Vergleichbarkeitsrechnung nach § 14 Abs.1 Nr.3 und Abs.3 ARegV
	2.3.1.2.2. Vergleichsparameter nach § 13 ARegV
	2.3.1.2.3. Ausreißeranalyse
	2.3.1.2.4. Gutachten
	2.3.2. Effizienzwert des Netzbelreibers
	2.4. Ermittlung der beeinflussbaren Kostenanteile nach § 11 Abs.4 ARegV
	2.4.1. Beeinflussbare Kostenanteile im Basisjahr
	2.4.2. Individuelle Effizienzvorgabe nach§ 16 ARegV
	2.5. Verbraucherpreisgesamtindex nach § 8 ARegV
	2.6. Genereller sektoraler Produktivitätsfaktor nach § 9 ARegV
	2.7. Erweiterungsfaktor nach§ 10 ARegV
	2.8. Qualitätselement nach § 19 ARegV
	2.9. volatile Kostenanteile nach § 5 Abs. 5 ARegV
	2.10. Saldo des Regulierungskontos nach § 5 Abs.4 ARegV
	2.11_ Umlage von Kosten einer Kapazitätsplattform gemäß§ 12 GasNZV
	111. Meldepflichten
	IV. Netzübergänge
	V. Gebühren
	VI. Anlagenverweis
	RECHTSMITTELBELEHRUNG



